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11 Ökologische Grenzen einhalten – eine Herausforderung für politische Strategien

11.1 Einleitung

665. Im Jahr 2012 jährt sich die Konferenz der Verein-
ten Nationen über Umwelt und Entwicklung in Rio de
Janeiro zum zwanzigsten Mal. Die Rio-Konferenz war
ein Meilenstein in der internationalen Umwelt- und Ent-
wicklungspolitik, nicht nur weil hier wichtige internatio-
nale Abkommen geschlossen wurden, sondern auch, weil
der Begriff der nachhaltigen Entwicklung als Leitprinzip
der internationalen Staatengemeinschaft verankert wurde.
Damit wurde erstmals der Zusammenhang zwischen Um-
welt und Entwicklung auf höchster Ebene anerkannt.
Doch auch zwanzig Jahre nach der Rio-Konferenz ist es
– trotz partieller Erfolge – nicht gelungen, Entwicklungs-
pfade in Deutschland, Europa und der Welt systematisch
so auszurichten, dass die Anforderungen nachhaltiger
Entwicklung erfüllt werden. Nicht zuletzt das von den
Vereinten Nationen initiierte Millennium Ecosystem As-
sessment (REID et al. 2005) hat gezeigt, in welch bedroh-
lichem Maße menschliche Aktivitäten den Zustand der
natürlichen Ressourcen verschlechtern und welche Fol-
gen dies in Zukunft für die Bereitstellung lebensnotwen-
diger Ökosystemleistungen haben könnte. Auch das vor-
liegende Umweltgutachten macht deutlich, dass in vielen
Bereichen – zum Beispiel beim Meeresschutz (vgl.
Kap. 8), bei nicht-erneuerbaren Rohstoffen (vgl. Kap. 2)
und in der Waldpolitik (vgl. Kap. 6) – Belastungsgrenzen
überschritten werden und Nutzungskonflikte zunehmen.
Sektorale Entwicklungen zeigen teilweise einen ungebro-
chenen Trend zur Übernutzung natürlicher Ressourcen
und Senken. So steht beispielsweise die prognostizierte
Entwicklung bei den Güterverkehrsemissionen im ekla-
tanten Widerspruch zu Klimazielen (vgl. Kap. 4). Die Le-
bensmittelproduktion (vgl. Kap. 3) trägt entscheidend zu
Grenzüberschreitungen in den Bereichen Klima- und Bio-
diversitätsschutz sowie bei Nitratemissionen bei.

666. Dass die ökologische Gesamtbilanz ernüchternd
ausfällt, erscheint zunächst paradox, denn der Umwelt-
schutz ist im Verlauf seiner Geschichte in das Zentrum von
Politik und Gesellschaft gerückt. In den letzten Jahren hat
sich dieser Prozess nochmals erheblich verstärkt, sodass
man heute in Deutschland im Hinblick auf bestimmte öko-
logische Themen von einem „Mainstreaming“ sprechen
kann (vgl. auch SRU 2011c, Abschn. 6.4.2): Umwelt-
schutz spielt in den Programmen der politischen Parteien
eine zunehmend wichtigere Rolle. Energie- und Klima-
politik ist ein zentrales Feld politischer Auseinanderset-
zungen auf Bundes- und Länderebene geworden. Die Me-
dienberichterstattung über Umweltthemen hat in den
letzten Jahren deutlich zugenommen und ein anhaltend ho-
her Anteil der deutschen Bevölkerung fordert eine ökolo-
gische Vorreiterrolle für Deutschland (BORGSTEDT
et al. 2010). Auch in Verwaltungen finden auf allen Ebe-

nen umwelt- und klimapolitische Integrationsprozesse
statt. So wurden in einigen Ministerien (z. B. den Bundes-
ministerien für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz (BMELV), für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung (BMVBS) sowie für Wirtschaft und Technologie
(BMWi)) Umweltkapazitäten verstärkt oder neu aufge-
baut, teilweise auch umweltpolitische Zuständigkeiten in
andere Ressorts verlagert. Im Zentrum der Aufmerksam-
keit steht dabei der Klimawandel. Als weiteres zentrales
Thema hat sich in den letzten Jahren aber auch der Res-
sourcenschutz entwickelt: Die Besorgnis, dass – nicht zu-
letzt durch erhöhte Nachfrage in Schwellenländern – be-
stimmte strategische Rohstoffe in Zukunft nicht in
ausreichender Menge verfügbar sein könnten, hat nicht
nur das Ziel der Rohstoffsicherung auf die politische Ta-
gesordnung gesetzt, sondern auch das Thema Ressour-
ceneffizienz aufgewertet (BMWi 2010).

Der Widerspruch, dass trotz des skizzierten Mainstrea-
mings von Umweltthemen bedrohliche ökologische
Trends fortbestehen, zeigt, wie groß die politischen He-
rausforderungen sind. Der Sachverständigenrat für Um-
weltfragen (SRU) hält es in diesem Sinne für notwendig,
die ökologischen Schutzgüter wieder stärker ins Zentrum
des umweltpolitischen Handelns zu stellen. Die nüchterne
Analyse der weltweiten ökologischen und sozio-ökonomi-
schen Trends zeigt, dass globales Wirtschaften innerhalb
ökologischer Grenzen nicht durch punktuelle Interventio-
nen erreicht werden kann, sondern tief greifende Transfor-
mationsprozesse erfordert (WBGU 2011, S. 33–69). Not-
wendig sind umfassende technische, ökonomische und
soziale Umsteuerungsprozesse, nicht nur im Energiesys-
tem, sondern auch in anderen Sektoren und Lebensberei-
chen. Dieser Herausforderung müssen sich Politik und Ge-
sellschaft dringend stellen.

667. Vor diesem Hintergrund beschäftigt sich das vor-
liegende Kapitel mit der Frage, wie es politisch gelingen
kann, Entwicklungspfade so auszurichten, dass ökologi-
sche Belastungsgrenzen nicht überschritten werden. Ob-
wohl die Verantwortung des Staates für den Schutz der
Umwelt in Verantwortung für zukünftige Generationen
verfassungsrechtlich klar formuliert ist, ist es nur teil-
weise gelungen, diese Anforderung in eine Umweltpolitik
umzusetzen, die sich an ökologischen Grenzen und dem
Zustand der Schutzgüter orientiert. Dies hat – neben prin-
zipiell korrigierbaren Gründen wie der mangelnden Ef-
fektivität von Umsetzungsmaßnahmen – auch strukturelle
Ursachen, beispielsweise Interessengegensätze, Wissens-
defizite, Komplexitätsprobleme und die begrenzte Steuer-
barkeit von globalen Umwelteffekten durch vorgelagerte
Wertschöpfungsketten. Um ökologische Leitplanken trotz
dieser Hemmnisse wirksam werden zu lassen, sieht der
SRU politische Strategieprozesse wie Nachhaltigkeits-
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strategien, Umweltstrategien und Sektorstrategien als
zentralen Ansatzpunkt. Im Fokus des Kapitels steht daher
die Analyse, wie solche Strategieprozesse der Operatio-
nalisierung und Umsetzung ökologischer Leitplanken
dienen können, in welchem Maße sie dies bereits tun und
wie diese Funktion verbessert werden kann. Darüber hi-
naus sind aber auch institutionelle Reformen nötig, um
die staatliche Langzeitverantwortung durch eine Stärkung
von Umweltinteressen besser zu verankern.

11.2 Die Einhaltung ökologischer Grenzen
als Problem politischer Steuerung

11.2.1 Staatliche Verantwortung für die 
Einhaltung ökologischer Grenzen

668. Sowohl der Staat als auch die Europäische Union
haben eine besondere Verantwortung für den Schutz
der Umwelt (vgl. zum Begriff der Verantwortung
MURSWIEK 1985, S. 29 ff.). Für die nationale Ebene er-
gibt sich dies aus der Staatszielbestimmung des Arti-
kels 20a Grundgesetz (GG). Sie lautet:

„Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künfti-
gen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und
die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung
durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz
und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Recht-
sprechung.“

Bei der Ausfüllung dieser Verantwortung räumt das Bun-
desverfassungsgericht dem Staat zunächst einen weiten
Gestaltungsspielraum ein (vgl. nur BVerfGE Bd. 118,
S. 79 (110)). Dies ist dem Umstand geschuldet, dass Um-
weltschutzaspekte an der Abwägung mit widerstreitenden
Verfassungsbelangen (Grundrechte, Sozialstaatsprinzip)
teilnehmen und hier keinen absoluten Vorrang genießen.
Dem Gestaltungsspielraum sind jedoch durch Arti-
kel 20a GG auch Grenzen gesetzt, denen der Staat im
Rahmen eines Schutzkonzeptes, das bestimmte Leitplan-
ken zu formulieren hat, Rechnung tragen muss, um seiner
Verantwortung gerecht zu werden.

Der Verpflichtung zum Umweltschutz lässt sich kein prä-
zises Schutzniveau entnehmen, das der Staat zu beachten
oder zu verwirklichen hätte (EPINEY in: von
MANGOLDT/KLEIN/STARCK et al. 2010, Artikel 20a
GG Rn. 64). Allerdings gilt es, den verbindlichen mate-
riellen Zielkern des Staatsziels und ein im Hinblick da-
rauf bestehendes Verbot, das Mindestmaß an gebotenem
Schutz zu unterschreiten (Untermaßverbot), als absolute
Grenze zu beachten (BRÖNNEKE 1999, S. 272 ff. und
471 ff.; SOMMERMANN 1997, S. 439 ff.). Gemeinhin
verpflichtet das Untermaßverbot die Staatsorgane zu ei-
nem angemessenen und wirksamen Schutz. Im Rahmen
des Artikels 20a GG kann dieser vor allem wegen der Be-
zugnahme auf die zukünftigen Generationen konkretisiert
werden. Denn hierdurch entsteht dem Staat eine beson-
dere, rechtlich verpflichtende Zukunfts- und Langzeitver-
antwortung (KLOEPFER 1996, S. 78; zum Begriff ferner
GETHMANN et al. 1993, S. 14 ff., 26 ff., 57 ff.). Diese
wird in zutreffender Weise auch als Ausdruck des Grund-
satzes der nachhaltigen Entwicklung interpretiert
(FRENZ 1999, S. 40 f.; KLOEPFER 1996, S. 78; aus-

führlich EPINEY und SCHEYLI 1998, S. 36 ff.;
REHBINDER 2007, Rn. 81). Entsprechend ist die durch
das Untermaßverbot gezogene Grenze im Sinne der
Nachhaltigkeit zu konkretisieren. Daher sollte zum Bei-
spiel die Freisetzung von Stoffen die Tragfähigkeits-
grenze der Umweltmedien nicht überschreiten (vgl. Ab-
schn. 10.2.3). An erneuerbaren Ressourcen darf nur so
viel verbraucht werden, wie sich regenerieren kann. Bei
nicht-erneuerbaren Ressourcen besteht eine Pflicht zur
größtmöglichen Schonung (vgl. zu den sog. Manage-
mentregeln MURSWIEK in: SACHS 2009, Artikel
20a GG Rn. 37 f.). Diese durch die Nachhaltigkeit vorge-
gebenen Minimalanforderungen gilt es als Grenzen einzu-
halten, damit die Umwelt auch den zukünftigen Generatio-
nen als Grundlage erhalten bleibt. Nach überwiegender
Meinung in der Literatur darf eine allgemeine oder unzu-
mutbare Verschlechterung der ökologischen Gesamtsitua-
tion nicht hinterlassen werden. Daher muss bei Eingriffen
in die Umwelt – sofern sie nicht vermieden werden kön-
nen – ein entsprechender Ausgleich geschaffen werden
(so z. B. EPINEY in: von MANGOLDT/KLEIN/
STARCK 2010, Artikel 20a GG Rn. 65; MURSWIEK in:
SACHS 2009 Artikel 20a GG Rn. 44; REHBINDER
2007, S. 149 f.; KLOEPFER 2004, § 4 Rn. 35; kritisch
hierzu etwa SCHINK 1997, S. 226 f.).

Jenseits dieser Grenze liegt die Konkretisierung des
Schutzkonzepts – etwa über Umweltqualitätsziele
(REESE 2010, S. 345) – in den Händen der zuständigen
Staatsorgane. Sie haben dabei einen Optimierungsauftrag,
wonach der Umweltschutz – bezogen auf die rechtlichen
und tatsächlichen Möglichkeiten – in einem möglichst
hohen Maße zu realisieren ist (BRÖNNEKE 1999,
S. 269 ff.; SOMMERMANN 1997, S. 360 f.). Im Rah-
men der Interessenabwägung mit anderen Verfassungsbe-
langen gilt es wegen der Zukunfts- und Langzeitverant-
wortung des Staates den Vorgaben des Vorsorgeprinzips
Rechnung zu tragen (von MANGOLDT/KLEIN/
STARCK 2010; SCHULZE-FIELITZ in: DREIER 2006,
Artikel 20a GG Rn. 53; vgl. hierzu ausführlich CAL-
LIESS 2001, S. 181). Weil Kausalketten oft nur partiell
nachvollziehbar sind und der Punkt, an dem die Grenzen
überschritten werden, nicht genau bestimmt werden kann,
sind Sicherheitsabstände einzuhalten, die es im Einzelfall
zu bestimmen gilt. Dementsprechend muss das Schutz-
konzept auch am Maßstab der Risikovorsorge bestimmt
werden (CALLIESS 2001, S. 153 ff.).

669. Konkreter als über Artikel 20a GG lassen sich dem
Unionsziel Umweltschutz des Artikels 191 des Vertrags
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)
bzw. der Integrationsklausel des Artikels 11 AEUV ent-
sprechende Vorgaben für die Europäische Union entneh-
men. So zielt die Umweltpolitik der Europäischen Union
nach Artikel 191 Absatz 1 AEUV unter anderem auf die
Erhaltung der Umwelt ab und muss damit – im Sinne eines
ökologischen Bestandsschutzes – Verschlechterungen ent-
gegenwirken (CALLIESS in: CALLIESS/RUFFERT 2011,
Artikel 191 AEUV Rn. 10; KÄLLER in: SCHWARZE
2009, Artikel 174 EGV Rn. 8). Darüber hinaus gilt es
– wie auch im Rahmen des Artikels 20a GG – den Um-
weltschutz im Rahmen der Abwägung mit anderen Be-
langen zu optimieren, also bestmöglich zu realisieren
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(CALLIESS in: CALLIESS/RUFFERT 2011, Artikel 191
AEUV Rn. 44; KAHL 1993, S. 69 ff.).

Relevant für die Pflicht der Europäischen Union, für die
Einhaltung ökologischer Grenzen zu sorgen, ist aber vor
allem die Integrationsklausel des Artikel 11 AEUV, wo-
nach gilt:

„Die Erfordernisse des Umweltschutzes müssen bei der
Festlegung und Durchführung der Unionspolitiken und
-maßnahmen insbesondere zur Förderung einer nachhalti-
gen Entwicklung einbezogen werden.“

Hierdurch wird der Tatsache Rechnung getragen, dass der
Zustand der Umwelt in hohem Maße von Entscheidungen
in anderen Politikbereichen – wie zum Beispiel der Ver-
kehrs-, Landwirtschafts- oder Energiepolitik – beeinflusst
wird und die Umsetzung des Umweltschutzes entspre-
chend ein hohes Maß an Integration verlangt. Gesetzge-
ber und Verwaltung sind daher gehalten, Umweltschutz
als Querschnittsaufgabe zu verstehen und alle Politiken
frühzeitig auf ihre Umweltverträglichkeit hin zu überprü-
fen. Entscheidungen in umweltrelevanten Politikberei-
chen dürfen nicht ausschließlich an deren immanenten
Zielen ausgerichtet, sondern müssen mit Rücksicht auf
die Umweltauswirkungen getroffen werden (CALLIESS
in: CALLIESS/RUFFERT 2011, Artikel 11 AEUV Rn. 6;
KÄLLER in: SCHWARZE 2009, Artikel 6 EGV Rn. 13).
Durch die Bezugnahme auf den Grundsatz der nachhalti-
gen Entwicklung wird dabei auch für die Ebene der Euro-
päischen Union die Aufnahmefähigkeit der Umweltme-
dien bzw. Regenerationsrate der Ressourcen im Sinne der
ökologischen Nachhaltigkeit als Grenze definiert. 

670. Damit sind sowohl auf nationaler als auch auf eu-
ropäischer Ebene die im Sinne der ökologischen Nachhal-
tigkeit zu konkretisierenden Grenzen einzuhalten. Wegen
der Ungewissheiten im Konkretisierungsprozess sollten
die Grenzen nicht ausgereizt werden, vielmehr gilt es von
ihnen vorsorglich Abstand zu halten. Dies durch geeig-
nete Verfahren und Maßnahmen sicherzustellen, ist so-
wohl dem Staat als auch der Europäischen Union aufge-
geben, wobei sich aus Artikel 11 AEUV allerdings
hinsichtlich der Umsetzung der Nachhaltigkeit und Inte-
gration des Umweltschutzes in andere Politikbereiche
konkretere Vorgaben ergeben, als dies bei Artikel 20a GG
der Fall ist. Eine nach dem Vorbild des EU-Rechts konzi-
pierte Regelung wäre daher auch für das nationale Verfas-
sungsrecht wünschenswert (vgl. Tz. 712).

11.2.2 Politische Herausforderungen

671. Während die technologischen und ökonomischen
Kapazitäten für die erfolgreiche Bewältigung ökologi-
scher Herausforderungen zumindest für wesentliche Teil-
bereiche recht optimistisch eingeschätzt werden dürfen
(IPCC 2011; SRU 2011c), liegt nach Einschätzung des
SRU die größte Herausforderung darin, die politischen,
institutionellen und rechtlichen Voraussetzungen für ent-
sprechende Transformationsprozesse zu schaffen.

Wie solche Transformationsprozesse auf nationaler, euro-
päischer oder gar globaler Ebene in angemessener Ge-
schwindigkeit initiiert und gesteuert werden können, ist
Gegenstand intensiver wissenschaftlicher und politischer

Debatten. Aus politikwissenschaftlicher Sicht ist dabei zu
berücksichtigen, dass die staatlichen Steuerungskapazitä-
ten begrenzt sind (MAYNTZ 2005). Dies ergibt sich aus
einer Reihe verschiedener Faktoren, beispielsweise aus
der – auch verfassungsrechtlich garantierten – Autonomie
wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Akteure, dem Wi-
derstandspotenzial von Regelungsbetroffenen, dem Ein-
fluss von Partikularinteressen in korporatistischen Ent-
scheidungsstrukturen und der Politikverflechtung im
föderalen politischen System. Zusätzlich zu den allgemei-
nen Grenzen der Steuerungsfähigkeit von staatlicher Poli-
tik stellen ökologische Probleme spezifische Herausfor-
derungen dar (JACOB et al. 2007). Dazu gehören unter
anderem die Schwierigkeiten bei der Bewirtschaftung öf-
fentlicher Güter sowie das zeitliche und geografische
Auseinanderfallen von Ursachen und Wirkungen von
Umweltproblemen. Aus Sicht einer politischen Mobili-
sierung für einen Umsteuerungsprozess besteht eine be-
sondere Schwierigkeit darin, dass ökologische Grenz-
überschreitungen für Bürger häufig nicht unmittelbar
erfahrbar sind. Dies gilt aus drei Gründen insbesondere
auch für ein hoch entwickeltes Industrieland wie
Deutschland: Erstens haben erfolgreiche Umweltschutz-
maßnahmen die unmittelbar erfahrbare Umweltbelastung
in Deutschland stark reduziert, während viele der verblei-
benden negativen ökologischen Trends – beispielsweise
die Nährstoffbelastung von Gewässern und Stoffeinträge
ins Grundwasser – weniger sichtbar sind (JÄNICKE und
VOLKERY 2001). Zweitens entstehen viele der negati-
ven Umweltfolgen der Produktion und des Konsums in
Deutschland in anderen Teilen der Erde, beispielsweise
indem umweltintensiv hergestellte (Vor-)Produkte – wie
Erze (Kap. 2) oder Futtermittel in der Landwirtschaft
(Kap. 3) – importiert werden. Drittens betreffen Grenz-
überschreitungen häufig globale Gemeinschaftsgüter mit
der Folge, dass einzelne Länder ihre Problemverantwor-
tung und Handlungskapazität als gering wahrnehmen.
Aus wissenschaftlicher, vor allem langfristiger und globa-
ler Perspektive stellen sich die ökologischen Herausfor-
derungen daher wesentlich drängender dar als dies in
Politik und Gesellschaft wahrgenommen wird.

672. Trotz all dieser Probleme und Einschränkungen
zeigt nicht zuletzt die aktuelle Klima- und Energiepolitik
in Deutschland, dass der Staat sehr wohl handlungsfähig
sein kann, wenn sich in der Gesellschaft parteiübergrei-
fend ein gemeinsames Verständnis über bestimmte Hand-
lungsnotwendigkeiten herausgebildet hat (vgl. SRU
2011c, Abschn. 6.4.2). Vor allem bei schleichenden De-
generationsprozessen mit geringer Sichtbarkeit, wie bei-
spielsweise dem Artenverlust und der Grundwasserkonta-
mination, muss die Wissenschaft dabei einen erheblichen
Beitrag zur Problemwahrnehmung leisten (JÄNICKE und
VOLKERY 2001). Notwendige Voraussetzung für die er-
forderlichen zielgerichteten Umsteuerungsprozesse sind
daher funktionierende Schnittstellen zwischen der Wis-
senschaft auf der einen und Politik und Gesellschaft auf
der anderen Seite (vgl. Abschn. 1.6.1). Sie sollten die
Herstellung relevanten und robusten Wissens über ökolo-
gische Grenzen fördern und die Herausbildung wissen-
schaftlich fundierter politischer und gesellschaftlicher
Konsense in Bezug auf angestrebte Umweltziele unter-
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stützen. Da Grenzüberschreitungen in vielen Bereichen
auf der Ebene von globalen Systemen ermittelt und kom-
muniziert werden müssen, kommt global vernetzten Insti-
tutionen des Wissenstransfers eine Schlüsselrolle zu.

11.2.3 Ökologische Grenzen in 
der Umweltpolitik

673. Umweltpolitische Ziele sind eine grundlegende
Voraussetzung für eine erfolgreiche Umweltpolitik. Sie
beschreiben die „sachlich, räumlich und zeitlich ange-
strebte Umweltqualität und damit auch die maximal zu-
lässige Nutzung der Umwelt“ und sollten grundsätzlich in
einem gestuften, beteiligungsfreundlich ausgestalteten
Prozess auf der Basis des vorhandenen Wissens um öko-
logische Grenzen festgelegt werden (ausführlich dazu
SRU 1994, Kap. 2.1). Zwar sind in den letzten beiden De-
kaden in diesem Sinne vor allem im Rahmen von euro-
päischen Richtlinien qualitätszielorientierte Politikan-
sätze und darauf abgestimmte Maßnahmenprogramme für
viele Umweltmedien entwickelt worden. Dies gilt bei-
spielsweise für den Klimaschutz, die Luftreinhaltepolitik,
den Gewässer- und Meeresumweltschutz sowie mit Ein-
schränkungen auch für den Boden- und den Naturschutz.
Die Qualitätsziele sind aber im Sinne einer dynamischen
und mittelfristigen Fortschreibung vielfach aktualisie-
rungsbedürftig. Zudem ist das Zielsystem noch stark auf
lokale und regionale Umweltprobleme fokussiert, zu we-
nig aber auf „planetarische Grenzen“ (ROCKSTRÖM
et al. 2009; 2011).

674. Systematisch herauszuarbeiten, wo „die maximal
zulässige Nutzung der Umwelt“ liegt, ist allerdings in
mehrfacher Hinsicht anspruchsvoll. Das Konzept der
ökologischen Grenzen (und verwandte Konzepte wie
„ökologische Tragfähigkeit“, „planetarische Grenzen“
und „kritisches Naturkapital“, vgl. Abschn. 1.2.3) zielt
auf die grundlegende Einsicht, dass sich die anthropogene
Ressourceninanspruchnahme im Rahmen der Reproduk-
tionskapazität der Natur bewegen muss und dass es kriti-
sche Belastungsschwellen für wichtige globale Ökosys-
teme gibt, jenseits derer die Gefahr von abrupten,
möglicherweise katastrophalen Veränderungsprozessen
besteht. Allerdings ist die konkrete Identifizierung sol-
cher Schwellen mit erheblichen Unsicherheiten verbun-
den, etwa weil komplexe biophysische Systeme und die
Regenerationsprozesse, die zur Eigenstabilität beitragen,
nicht ausreichend verstanden werden. Angesichts dieser
Unsicherheiten muss regelmäßig auf das Vorsorgeprinzip
zurückgegriffen werden (SRU 2011b; ROCKSTRÖM
et al. 2011).

675. Umweltziele basieren zwar auf naturwissenschaft-
lichen Erkenntnissen, beispielsweise über die Aufnahme-
fähigkeit von Senken und die Regenerationsfähigkeit von
erneuerbaren Ressourcen. Dennoch handelt es sich dabei
letztlich um die Festlegung von normativen Grenzen für
gesellschaftlich akzeptable Risiken, die keine rein natur-
wissenschaftliche Aufgabe sein kann (am Beispiel der
Luftreinhaltepolitik: BRUCKMANN 2010). Zumindest
implizit wird immer auch eine Abwägung zwischen dem
Aufwand für die Zielerreichung und den erhofften positi-
ven Effekten getroffen. Auch die Frage international und

intergenerativ gerechter Nutzungsansprüche an natürliche
Ressourcen muss politisch beantwortet werden. Eine
reine Kosten-Nutzen-Abwägung bei der Umweltzielbe-
stimmung stößt auch wegen der Komplexität der Zusam-
menhänge zumeist an Bewertungsgrenzen. Die Umwelt-
zielbildung kann sich daher nicht gänzlich den politischen
Abwägungsprozessen zwischen Schutz- und Verursacher-
interessen entziehen (REESE 2010, S. 343). Zugleich
muss sie aber darauf achten, dass die Schutzinteressen
nicht gegenüber ökonomischen Belangen weggewogen
werden. Entscheidend in diesem Prozess sind wissen-
schaftliche, technische und ökonomische Handlungska-
pazitäten (JÄNICKE 2010; von PRITTWITZ 1990;
2011), die zum einen den umweltpolitischen Verände-
rungsbedarf öffentlichkeitswirksam verdeutlichen, zum
anderen aber auch die Lösungsoptionen auf den verschie-
denen Ebenen (z. B. Technikwahl, Wirtschaftsstruktur,
Wachstumsdynamik) veranschaulichen. Zielbildung und
Handlungskapazitäten können sich dabei in einem über
Jahrzehnte verlaufenden Prozess gegenseitig verstärken
(JÄNICKE 2010).

676. Wie selbstverstärkendes Policy-Feedback (JORDAN
und RAYNER 2010; vgl. auch Tz. 710) und Akzeleration
(JÄNICKE 2010) auf der Basis eines robusten weltweiten
wissenschaftlichen Konsenses im Sinne ökologischer
Grenzziehungen funktionieren können, lässt sich am Bei-
spiel der Klimapolitik illustrieren. Das 2°-Ziel, das 2010
bei der Weltklimakonferenz in Cancún nach einer etwa
15-jährigen Debatte international akzeptiert wurde, basiert
im Wesentlichen auf den schrittweise robuster geworde-
nen wissenschaftlichen Erkenntnissen des Intergovern-
mental Panel on Climate Change (IPCC) (vgl. Kap. 1,
Tz. 84), einer erfolgreichen weltweiten Kommunikation
der ökonomischen Folgen klimapolitischer Untätigkeit
durch den Stern-Bericht (STERN 2007; vgl. auch HEY
2009) und medienwirksamer Illustrationen dieser Folgen
durch Extremereignisse, die mit dem Klimawandel in Zu-
sammenhang gebracht werden können. Zugleich waren
aber auch die Handlungskapazitäten einer ehrgeizigen Kli-
mapolitik gewachsen, zumal sich aus Sicht der Akteure
mehrere Technologien als Problemlöser anboten (erneuer-
bare Energien, Atomenergie und Kohlenstoffsequestrie-
rung) (SRU 2011c, Kap. 5) und eine Erfolg versprechende
klimapolitische Instrumentierung zur Verfügung stand
(z. B. Emissionshandel, Einspeisevergütung). Die damit
verbundenen ökonomischen Chancen haben in der Indus-
trie die Akzeptanz für das 2°-Ziel und für entsprechende
Emissionsreduktionsziele erhöht. Die sowohl national als
auch europäisch mittlerweile akzeptierten Reduktionser-
fordernisse bilden die Grundlage eines breiten energie-
und klimapolitischen Handlungsprogramms. Dies allein
sichert zwar weder den Erfolg der internationalen Klima-
diplomatie noch eine hinreichend zielführende Umset-
zung, muss aber dennoch als ein fortgeschrittenes Beispiel
für die politische Anerkennung ökologischer Grenzen ge-
wertet werden.

677. Die Operationalisierung von ökologischen Gren-
zen ist folglich eine langfristige Herausforderung, die auf
verschiedenen politischen Handlungsebenen koordiniert
geleistet werden muss. An Umweltzielen ausgerichtete
Handlungsstrategien sollten trotz der evident hohen Vo-
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raussetzungen in Politik und Recht weiter vorangetrieben
werden. 

11.3 Politische Strategien als Instrumente
zur Thematisierung ökologischer 
Grenzen

11.3.1 Strategien im Regierungshandeln

678. Sowohl in Deutschland als auch auf europäischer
Ebene werden einzelne Problembereiche zunehmend mit-
hilfe von Strategieprozessen bearbeitet. Ziel der Strategien
ist es in der Regel, unter Einbindung gesellschaftlicher Ak-
teure eine Problemformulierung zu einem Themengebiet
vorzunehmen, Handlungserfordernisse zu formulieren,
mittel- bis langfristige Ziele zu setzen und koordinierte
Maßnahmenbündel auszuarbeiten. In der politikwissen-
schaftlichen Literatur wird die Tendenz zur Strategiebil-
dung dadurch erklärt, dass komplexe und instabile Bedin-
gungen der Politik zu einem „Paradox wachsender
Kalkulationsnotwendigkeit bei abnehmender Kalkula-
tionsmöglichkeit“ führen, die in einen zunehmenden Be-
darf an politischer Strategie mündet (RASCHKE und TILS
2007).

679. Vor dem Hintergrund ökologischer Herausforde-
rungen kann man drei Arten von Strategien unterschei-
den: Nachhaltigkeitsstrategien, Umweltstrategien und
Sektorstrategien mit Umweltrelevanz:

– Nachhaltigkeitsstrategien sollen Entwicklungspro-
zesse auf langfristige ökologische, soziale und öko-
nomische Ziele ausrichten und haben damit einen
umfassenden thematischen Anspruch. Nach dem Steu-
erungskonzept der Agenda 21 sind Nachhaltigkeits-
strategien als partizipative, lernorientierte und kapazi-
tätsbildende Prozesse angelegt, die Situationsanalysen
mit Umsetzungsstrategien und Mechanismen der Er-
gebniskontrolle verbinden (MEADOWCROFT 2007).
Obwohl Nachhaltigkeitsstrategien auch die Verbind-
lichkeit von Zielen erhöhen sollen, dürfen keine über-
höhten Erwartungen an ihre Steuerungsfähigkeit ge-
stellt werden. Nachhaltigkeitsstrategien können ein
umfassendes, integriertes Planungs- und Umsetzungs-

instrumentarium nicht ersetzen. In der politikwissen-
schaftlichen Literatur werden sie daher auch als neue
Form des „strategic public management“ (STEURER
2007; STEURER und MARTINUZZI 2005) oder „new
mode of reflexive governance“ (MEADOWCROFT
2007) verstanden. Bei Nachhaltigkeitsstrategien han-
delt es sich somit nicht um hierarchische Lenkungsin-
strumente, sondern um eine interaktive und partizipa-
tive Form der Selbstbeobachtung und -steuerung von
Politik und Gesellschaft.

– Unter Umweltstrategien sind Prozesse oder Pro-
gramme zu verstehen, die von Umweltverwaltungen
federführend erarbeitet werden, um auf das Erreichen
von Zielen – in erster Linie Umweltzielen – in ver-
schiedenen Handlungsbereichen hinzuwirken. Dabei
ist zu unterscheiden zwischen thematischen Um-
weltstrategien, die einzelne Problembereiche in den
Blick nehmen (z. B. nationale Strategie zur biologi-
schen Vielfalt), und übergreifenden Umweltstrategien
(z. B. Umweltprogramm der Bundesregierung von
1971 und Umweltaktionsprogramme auf EU-Ebene).
Umweltstrategien sollen ökologischen Handlungsbe-
darf thematisieren, Ziele und Maßnahmen formulieren
und unterschiedliche Handlungsebenen koordinieren.

– Auch die politischen Strategien von anderen Ministe-
rien und Verwaltungen (z. B. in den Bereichen Ver-
kehr, Landwirtschaft, Forschung, Energie und Struk-
turpolitik) haben zunehmend eine ökologische
Dimension. Im Vordergrund stehen bei solchen Sek-
torstrategien mit Umweltrelevanz in der Regel die
Ziele und Interessen des federführenden Ressorts und
der von ihm vertretenen Akteure (z. B. Landwirtschaft
oder Industrie), obwohl im Einzelfall auch Umwelt-
ziele handlungsleitend sein können (so z. B. beim
Energiekonzept der Bundesregierung).

Sektorstrategien und Umweltstrategien besitzen einen se-
lektiven thematischen Fokus, während Nachhaltigkeits-
strategien eine übergreifende Perspektive einnehmen. Die
Tabellen 11-1 und 11-2 zeigen Beispiele für die verschie-
denen Strategietypen auf nationaler und EU-Ebene.

Ta b e l l e  11-1

Beispiele für umweltrelevante Strategien auf Bundesebene

Strategie Federführende Ressorts

Nachhaltigkeitsstrategien

Nationale Nachhaltigkeitsstrategie Bundeskanzleramt

Umweltstrategien

Deutsches Ressourceneffizienzprogramm BMU

Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt BMU

Strategie der Bundesregierung zur Windenergienutzung auf See BMU

Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel BMU

Politische Strategien
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n o c h  Tabelle 11-1

Ta b e l l e  11-2

Beispiele für umweltrelevante Strategien auf EU-Ebene

Strategie Federführende Ressorts

Sektorstrategien mit Umweltrelevanz

Aktionsplan der Bundesregierung zur stofflichen Nutzung nachwachsender Roh-
stoffe

BMELV

Aktionsplan Güterverkehr und Logistik BMVBS

Aktionsprogramm „Energie für morgen – Chancen für ländliche Räume“ BMELV

Energiekonzept für eine umweltschonende, zuverlässige und bezahlbare Energie-
versorgung

BMWi / BMU

Hightech-Strategie 2020 BMBF / BMWi

Nationaler Entwicklungsplan Elektromobilität BMWi / BMVBS

Rohstoffstrategie BMWi

Waldstrategie 2020 BMELV

Weißbuch Innenstadt BMVBS

BMU: Bundesministerium für Umwelt Naturschutz und Reaktorsicherheit, 
BMELV: Bundesministerium für Ernährung. Landwirtschaft und Verbraucherschutz, 
BMVBS: Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 
BMWi: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, 
BMBF: Bundesministerium für Bildung und Forschung

SRU/UG 2012/Tab. 11-1

Strategie Federführende Ressorts

Übergreifende Strategien

EU-Nachhaltigkeitsstrategie Generalsekretariat

Europa 2020 Generalsekretariat

Umweltstrategien

Fahrplan für eine kohlenstoffarme Wirtschaft 2050 GD Klimapolitik

Fahrplan für ein ressourceneffizientes Europa GD Umwelt

EU-Biodiversitätsstrategie 2020 GD Umwelt

Überprüfung der EU-Politik für Luftqualität GD Umwelt

Sektorstrategien mit Umweltrelevanz

Energiefahrplan 2050 GD Energie

Energieeffizienzplan GD Energie

Leitinitiative Innovationsunion GD Forschung und Innovation

Weißbuch: Fahrplan zu einem einheitlichen europäischen Verkehrsraum GD Mobilität und Verkehr

Grundstoffmärkte und Rohstoffe: Herausforderungen und Lösungsansätze GD Unternehmen und Industrie

Leitinitiative Industriepolitik im Zeitalter der Globalisierung GD Unternehmen und Industrie

Aktionsplan für Nachhaltigkeit in Verbrauch und Produktion und für eine nachhal-
tige Industriepolitik

GD Umwelt / GD Unter-
nehmen und Industrie

Mitteilung Handel, Wachstum und Weltgeschehen GD Handel

GD: Generaldirektion
SRU/UG 2012/Tab. 11-2
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11.3.2 Politische Strategien und ihre Funktionen
in Bezug auf ökologische Grenzen

680. Der SRU sieht politische Strategieprozesse als
wichtige Ansatzpunkte, um politische Entscheidungen
stärker auf die Einhaltung ökologischer Grenzen auszu-
richten. Die verschiedenen Strategietypen – Nachhaltig-
keitsstrategien, Umweltstrategien und Sektorstrategien
mit Umweltrelevanz – können dabei jeweils unterschied-
liche, sich gegenseitig ergänzende und verstärkende Bei-
träge zu einer systematisch an der Einhaltung von Grenzen
ausgerichteten Umweltpolitik leisten (vgl. Abb. 11-1).
Wichtig sind hierbei aber eine realistische Einschätzung
des möglichen Beitrags der verschiedenen Strategiean-
sätze und ihr Zusammenspiel.

Eine wichtige Funktion von Nachhaltigkeitsstrategien ist
es, einen breiten gesellschaftlichen Konsens über Nachhal-
tigkeitsziele herzustellen. Im Hinblick auf die Erhaltung
der natürlichen Lebensgrundlagen ist es dabei entschei-
dend, dass langfristige, Schutzgut orientierte Umweltziele
im Zielsystem von Nachhaltigkeitsstrategien eine zentrale
Rolle spielen. Ergänzt werden sollten sie durch kurz- und
mittelfristige Umwelthandlungsziele. Beispielhaft für die

Signal- und Orientierungswirkung, die von solchen Zielen
ausgehen kann, sind die internationalen und nationalen
Klimaschutzziele.

An ökologischen Grenzen orientierte Umweltstrategien
sollten ein umfassendes Set ökologischer Leitplanken für
die Inanspruchnahme natürlicher Ressourcen und Senken
festlegen und diese dynamisch fortschreiben. Bei der
Zielformulierung sind nicht nur nationale Schutzgüter,
sondern prioritär auch globale Gemeinschaftsgüter und
deren faire Inanspruchnahme durch Deutschland und die
EU zu berücksichtigen. Die Zielvorgaben sollten sowohl
auf die Vermeidung kritischer Umkipp- und Schwellen-
werte ausgerichtet sein als auch technisch-ökonomische
Vermeidungskapazitäten und deren Kosten auf den ver-
schiedenen Wirkungsebenen der Umweltpolitik berück-
sichtigen. Dies erfordert einen breiten und wissensinten-
siven Vorbereitungsprozess.

Andere Politikbereiche sollten bei der Entwicklung von
Sektorstrategien mit Umweltrelevanz die betroffenen Um-
weltziele aufnehmen und ihre Maßnahmen darauf aus-
richten. Umweltziele bilden die Grundlage für eine Be-
wirtschaftung innerhalb der Tragfähigkeitsgrenzen und

A b b i l d u n g  11-1

Vorschlag des SRU für eine Architektur politischer Strategien und ihre Funktionen
in Bezug auf ökologische Grenzen

SRU/UG 2012/Abb. 11-1

Nachhaltigkeitsstrategie
- spiegelt gesellschaftlichen Konsens über Nachhaltigkeitsziele wider

- signalisiert politischen Willen, Ziele zu erreichen
- bietet gesellschaftlichen Akteuren Orientierung

Umweltstrategien
- thematisieren ökologische Probleme

- bringen relevantes Wissen in die Politik
- formulieren ökologische Anforderungen 

Übergreifendes Umweltprogramm

Klimaanpassung

Ressourcen

Biologische Vielfalt

Sektorstrategien mit 
Umweltrelevanz

- entwickeln politikfeldspezifische 
Strategien im Einklang mit Umweltzielen

Rohstoffe

Verkehr

Landwirtschaft

Energie

thematische
Umwelt-
strategien

Politische Strategien
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damit für Nutzungszuteilungen und -beschränkungen
durch marktwirtschaftliche oder ordnungsrechtliche In-
strumente sowie durch sektorale Transformationsstrate-
gien. Sie bedürfen damit eines längerfristigen Planungs-
und Zeithorizonts.

11.3.3 Das Leitbild der „Green Economy“
in politischen Strategien

681. Der Begriff der grünen Wirtschaft (green eco-
nomy) hat sich auf globaler Ebene als neues umweltpoli-
tisches Leitbild etabliert (BÄR et al. 2011; OECD 2011;
UNEP 2011). Der Diskurs der grünen Wirtschaft, des grü-
nen Wachstums oder des nachhaltigen Wirtschaftens
nimmt auch in Strategieprozessen auf nationaler und eu-
ropäischer Ebene eine zunehmend wichtige Rolle ein.
Dabei eröffnet das Leitbild der grünen Wirtschaft einer-
seits neue umweltpolitische Gestaltungschancen, gerade
im Hinblick auf eine Verankerung ökologischer Grenzen
beinhaltet er andererseits aber auch Risiken, die im Fol-
genden erläutert werden sollen.

Die Karriere des Leitbilds der grünen Wirtschaft baut auf
einer schon länger zu beobachtenden Ökonomisierung
des umweltpolitischen Diskurses auf. Zu verstehen ist da-
runter die zunehmende Bedeutung eines Argumentations-
rahmens, der die verschiedenen Aspekte der Umweltpoli-
tik zentral mit ökonomischen Kategorien analysiert
(Kosten, Nutzen, Kapital, Markt, Effizienz, Produktivität
etc.) und daraus Handlungsbedarf ableitet sowie Lö-
sungsansätze entwickelt. Die Analyse von Umweltpro-
blemen aus ökonomischer Sicht ist keineswegs neu, son-
dern besitzt eine lange wissenschaftliche und politische
Tradition (PEARCE 2002). Bemerkenswert an der derzei-
tigen Entwicklung ist jedoch die Dominanz, die der öko-
nomische Argumentationsrahmen inzwischen erreicht
hat.

682. Gemeinsame Kernaussage der aktuellen Green-
Economy-Diskurse ist, dass Umweltschutz nicht generell
als Kostenfaktor angesehen werden darf, sondern große
ökonomische Chancen birgt. Jenseits dieses zentralen Mo-
tivs sind die auf nationaler und internationaler Ebene ge-
führten Diskussionen jedoch sehr heterogen – nicht nur im
Hinblick auf die verwendeten Schlüsselbegriffe, sondern
auch in Bezug auf Schwerpunktsetzungen, Begründungs-
zusammenhänge und Schlussfolgerungen (s. Tab. 11-3).
So basiert das Konzept der grünen Wirtschaft, wie es vom
United Nations Environment Programme (UNEP) ver-
wendet wird, auf einer Analyse nicht nur der ökonomi-
schen und ökologischen Krisen, sondern auch von deren
sozialen Ursachen und Auswirkungen (UNEP 2011). Be-
tont wird etwa die große Bedeutung stabiler Ökosysteme
für die Armutsbekämpfung, nicht zuletzt angesichts der
Abhängigkeit der ländlichen Bevölkerung in Entwick-
lungsländern von lokalen Umweltbedingungen. Die Ana-
lyse der Organisation for Economic Co-operation and De-
velopment (OECD) steht demgegenüber in einer Tradition
der Förderung von effizienten und marktfreundlichen
Wirtschaftspolitiken und erweitert sie um eine Auseinan-
dersetzung mit ökologischen Grenzen. Sie stellt somit das
Ziel in den Mittelpunkt, trotz begrenzter Rohstoffe und un-

ter Druck stehender Ökosysteme das globale Wirtschafts-
wachstum dauerhaft fortzusetzen. Wirtschaftswachstum
bleibt damit die wesentliche Messlatte für ökonomischen
Erfolg, auch wenn festgestellt wird, dass es notwendig sei,
ein „breiteres Konzept des Fortschritts“ zu entwickeln
(OECD 2011, S. 22). Kontroverse Auseinandersetzungen
über das Konzept der grünen Wirtschaft wurden auch im
Vorfeld der Rio+20-Konferenz geführt. Kritiker des Kon-
zepts, vor allem aus Entwicklungs- und Schwellenländern,
äußerten hier die Befürchtung, dass der Begriff der nach-
haltigen Entwicklung geschwächt werden soll und dass die
neue Agenda zu einer Vernachlässigung von sozialer Ge-
rechtigkeit und zu Umweltprotektionismus führen könnte
(KHOR 2011; AS-PTA et al. 2012).

683. Trotz der Vielfalt und Heterogenität der Analysen
sind drei wiederkehrende und miteinander verbundene
Argumentationsstränge zu beobachten:

– Die Umwelt als ökonomische Ressource: Basis dieses
Diskurses ist der Grundgedanke der Umweltökono-
mie, dass die Übernutzung natürlicher Ressourcen und
Senken im Wesentlichen als Problem von Marktversa-
gen zu interpretieren ist. Weil Umweltgüter häufig öf-
fentliche Güter sind, die wegen ihrer Nicht-Aus-
schließbarkeit nicht über den Markt gehandelt werden
können, werden Knappheiten nicht durch den Preis
angezeigt und es kommt zu einer Übernutzung. So
verschiedenartige Entwicklungen und Ereignisse, wie
die dramatischen Warnungen des UN-Weltklimarates,
erneut ansteigende Energiepreise, erhöhte und stark
schwankende Preise für Agrarprodukte, ein zunächst
unerklärliches Bienensterben in den USA und Europa
und der sich abzeichnende globale Wettbewerb um
knappe strategische Rohstoffe, haben zu einem erhöh-
ten Bewusstsein dafür beigetragen, dass auch techno-
logisch und ökonomisch hoch entwickelte Länder auf
funktionierende ökologische Grundlagen angewiesen
und anfällig für ökologische Krisen sind. Um die
volkswirtschaftlichen Kosten, die mit einer Übernut-
zung von Ressourcen verbunden sein können, besser
zu erfassen, wurden in den letzten Jahren zahlreiche
Analysen und Studien durchgeführt, die die Abhän-
gigkeit der Menschen und ihrer wirtschaftlichen Akti-
vitäten von der Natur aufgezeigt haben (REID et al.
2005). Vielfach wurde dabei auch versucht, den öko-
nomischen Wert der Dienstleistungen abzuschätzen,
die durch Ökosysteme erbracht werden (COSTANZA
et al. 1997; STERN 2007; TEEB 2010). Die Studien
zeigen auch, im Einklang mit den Erkenntnissen öko-
logischer Ökonomie, dass viele mit dem Naturkapital
verbundene Dienstleistungen nicht oder nur sehr be-
grenzt durch andere Kapitalformen ersetzbar sind. 

– Die ökonomischen Chancen des Umweltschutzes: In
Abgrenzung zum traditionellen Diskurs, der Umwelt-
schutz als Kostenfaktor angesehen hat, wird hier her-
vorgehoben, dass Umweltpolitik in mehrfacher Hin-
sicht positive ökonomische Effekte haben kann. Dies
betrifft nicht nur direkte Kostenersparnisse auf Seiten
der Industrie, sondern auch die Initiierung von Moder-
nisierungsprozessen mit positiven Folgen für die

Ökologische Grenzen einhalten – eine Herausforderung für politische Strategien



375

Volkswirtschaft (JÄNICKE 2008), sekundären Nutzen
in anderen Sektoren und nicht zuletzt die internationa-
len Wettbewerbsvorteile auf zukünftig wachsenden
grünen Märkten für Umwelttechnologien (OECD
2011; BMU 2006).

– Marktkonforme Umweltpolitik: Kern dieses Argumen-
tationsstrangs ist die Begründung einer marktkonfor-
men Umweltpolitik. Um die Umwelt als ökonomische
Ressource zu erhalten und dabei ökonomische Chan-

cen zu maximieren, sollte Umweltpolitik darauf aus-
gerichtet sein, das konstatierte Marktversagen durch
die Internalisierung externer Kosten zu korrigieren
(OECD 2011). Dabei sollten umweltpolitische Instru-
mente wirtschafts- und innovationsfreundlich ausge-
staltet werden, um die ökologischen Ziele zu mög-
lichst geringen Kosten zu erreichen. Diese Position
schließt an die schon lange anhaltende Kritik ord-
nungsrechtlicher Steuerung an und betont die Vorzüge
ökonomischer Instrumente.

Ta b e l l e  11-3

Leitbilder des umweltpolitischen Diskurses

Leitbild Kernaussage Quellen

Grüne Wirtschaft Ökologische Nachhaltigkeit und wirtschaftlicher Fortschritt sind keine Ge-
gensätze. Die Schaffung einer sozial gerechteren und ökologischeren Wirt-
schaft ist ein Instrument für nachhaltige Entwicklung, sowohl für Industrie-, 
als auch für Entwicklungsländer. Der Übergang zu einer grünen Wirtschaft 
setzt allerdings voraus, dass die Politik günstige Bedingungen dafür schafft. 
Ansatzpunkte für die Förderung einer grünen Wirtschaft sind u. a. die Um-
schichtung öffentlicher und privater Investitionen in Richtung Klimaschutz 
und Ressourceneffizienz sowie in die Erhaltung von Naturkapital. 

UNEP 2011

Grünes 
Wachstum

Grünes Wachstum bedeutet die Förderung ökonomischen Wachstums bei 
gleichzeitigem Schutz der Ressourcen und Ökosystemleistungen, auf die 
wir angewiesen sind. Ökologische Investitionen und Innovationen können 
dabei Wachstum erhalten und neue ökonomische Chancen eröffnen.

OECD 2011

Green New Deal Die Wirtschaftskrise ist eine Chance für einen ökologischen Umbau der 
Wirtschaft. Ökologisch ausgerichtete Programme zur Stimulierung der 
Wirtschaft können das Fundament schaffen für technologischen Wandel, 
umweltfreundliche öffentliche Infrastruktur und „grüne“ Arbeitsplätze.

BARBIER 2010; 
FRENCH et al. 
2009

Nachhaltiges 
Wachstum

Nachhaltiges Wachstum bedeutet, eine ressourceneffiziente, nachhaltige 
und wettbewerbsfähige Wirtschaft aufzubauen. In einer Welt, die CO2-
Emissionen mindert und in der Ressourcen knapp sind, soll die Führungs-
rolle Europas im Wettbewerb um die Entwicklung neuer Verfahren und 
Technologien ausgenutzt werden. Dadurch sollen nicht nur der wirtschaftli-
che Erfolg der EU gesichert, sondern gleichzeitig die Umwelt geschützt und 
der soziale und territoriale Zusammenhalt Europas gestärkt werden.

Europäische Kom-
mission 2010

Ökologische 
Industriepolitik

Große Leitmärkte werden in der Zukunft eine starke ökologische Dimen-
sion aufweisen. Daher werden Länder, die eine Technologieführerschaft in 
den grünen Märkten erreichen, globale Wettbewerbsvorteile erlangen und 
Wohlstand und Arbeitsplätze sichern. Gefördert werden muss eine solche 
Technologieführerschaft aber durch eine aktive ökologische Industriepoli-
tik, die die Wirtschaft auf knapper werdende Ressourcen einstellt, die strate-
gische Zukunftsindustrien stärkt, Technologiesprünge initiiert und die 
Marktdiffusion innovativer Technologien fördert.

BMU 2006

Ökologische 
Modernisierung

Wirtschaft und Umwelt sind nicht notwendigerweise Gegensätze. Unter be-
stimmten Umständen kann die Entwicklung und Diffusion effizienter Tech-
nologien eine Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Umweltnutzung 
herbeiführen. Dies erfordert jedoch politische Strategien, die eine solche 
ökologische Modernisierung befördern. Dazu gehören unter anderem ver-
bindliche Umweltziele, dynamische Steuerungsinstrumente, konsensorien-
tierte Politikprozesse, langfristige Politikplanung und horizontale wie verti-
kale Politikintegration.

JÄNICKE 1984; 
1993; HAJER 
1997; MOL 2001

SRU/UG 2012/Tab. 11-3
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Der Diskurs der grünen Wirtschaft unter
dem Aspekt ökologischer Grenzen

684. Für die Entwicklung von Strategien zur Einhaltung
ökologischer Grenzen ist die steigende Bedeutung des
Diskurses der grünen Wirtschaft aus Sicht des SRU grund-
sätzlich positiv, hat jedoch auch Risiken. Positiv ist, dass
das Konzept der grünen Wirtschaft auf die ökonomische
Bedeutung von funktionsfähigen Ökosystemen hinweist.
Auch wenn die Funktionsverluste von Ökosystemen se-
lektiv nur aus ökonomischer Perspektive betrachtet wer-
den, ist dies eine wichtige Voraussetzung für die Entwick-
lung problemadäquater Strategieansätze, die ökologische
Belastungsgrenzen thematisieren. Der Diskurs der grünen
Wirtschaft stärkt die ökonomische Legitimation der Um-
weltpolitik und kann damit ein starker Treiber für Maß-
nahmen und Instrumente sein, deren positive Kosten-Nut-
zen-Bilanz eindeutig ist. Ebenso verbessert er die
Akzeptanz von Instrumenten, die dazu geeignet sind, zu
einer Internalisierung externer Kosten beizutragen und da-
mit dem grundsätzlich als legitim angesehenen Ziel der
Korrektur von Marktversagen dienen (OECD 2011).

685. Andererseits kann der Diskurs der grünen Wirt-
schaft auch zu unzulässigen Verengungen führen. Dies be-
trifft zunächst die Verengung der Legitimation des Um-
weltschutzes auf den ökonomischen Nutzen. Dies ist nicht
nur aus ethischer und rechtlicher Perspektive zu hinterfra-
gen, sondern ist vor allem angesichts von Wissensgrenzen,
Unsicherheiten und methodischen Schwierigkeiten pro-
blematisch. In der Praxis ist zu beobachten, dass sich die
Ökonomisierung des umweltpolitischen Diskurses als He-
rausforderung für Umweltverwaltungen darstellt, die bei
Maßnahmen, bei denen den unmittelbaren Kosten ein un-
sicherer oder methodisch nicht abschätzbarer Nutzen ge-
genübersteht, unter einen erhöhten Rechtfertigungsdruck
kommen (z. B. GINZKY und RECHENBERG 2010, die
in diesem Zusammenhang von einer „Beweislastumkehr“
sprechen). Damit entsteht eine systematische Verzerrung
zuungunsten von Umweltgütern und Problemstellungen,
deren Funktionsweisen komplexer und bei denen die Wis-
sensbasis schwächer ausgeprägt ist. Insbesondere ist zu
vermeiden, dass solchen Umweltaspekten, die mit größe-
rer Zuverlässigkeit und geringerem Aufwand monetari-
sierbar sind, eine größere Bedeutung in der Güterabwä-
gung gegeben wird, als solchen, die ökonomisch schwierig
zu fassen sind. Eine Gefahr liegt auch darin, dass ökono-
mische Bewertungen auf einer bestimmten räumlichen
Ebene die möglichen Auswirkungen auf andere Ebenen
nicht berücksichtigen und damit Verdrängungs- und Ver-
lagerungseffekte vernachlässigt werden (BRONDÍZIO
und GATZWEILER 2010). Noch problematischer ist es
jedoch, wenn der Argumentationsstrang der „ökonomi-
schen Chancen des Umweltschutzes“ allein handlungslei-
tend wird – ein Begründungszusammenhang, der bei-
spielsweise in der europäischen Wachstumsstrategie
„Europa 2020“ anklingt (vgl. Abschn. 11.3.4.1). Hier be-
steht die Gefahr, dass Umweltpolitik ihre eigenständige
Begründung und damit auch an politischem Einfluss ver-
liert.

11.3.4 Analyse von Nachhaltigkeitsstrategien

11.3.4.1 EU Ebene: EU Nachhaltigkeitsstrategie 
und Europa 2020

686. Seit dem Jahr 2000 ist die Strategiediskussion in der
EU durch zwei teilweise politisch konkurrierende, teil-
weise komplementäre Strategieprozesse gekennzeichnet:
zum einen die wirtschaftspolitische Lissabon-Strategie,
zum anderen die stärker umwelt- und sozialpolitische
Ziele verfolgende europäische Nachhaltigkeitsstrategie.
Das ungeklärte Verhältnis dieser beiden Strategien zuein-
ander, ihre unbefriedigende Problemangemessenheit und
Steuerungskraft und ihre schwache Verkoppelung mit na-
tionalen und internationalen Strategieprozessen wurden
wiederholt deutlich kritisiert (zusammenfassend: SRU
2008, Kap. 1; RNE 2009; EHNMARK 2009; BERGER
und HAMETNER 2008; zum schwachen Steuerungsansatz
der Lissabon-Strategie: SCHÄFER 2005; HOMEYER
2010).

687. Mit ihrer Europa 2020-Strategie für ein „intelli-
gentes, nachhaltiges und integratives Wachstum“ (Euro-
päische Kommission 2010; s. Tab. 11-2) vom März 2010
hat die EU ein übergreifendes Strategiedokument für die
Dekade bis 2020 vorgelegt, das die Nachfolge der wirt-
schaftspolitischen Lissabon-Strategie antritt, aber nach
derzeitiger Auffassung der Europäischen Kommission
auch die europäische Nachhaltigkeitsstrategie ersetzen
soll. Auch der Europäische Rat hat bis Ende 2011 darauf
verzichtet, einen Termin für eine umfassende Überprü-
fung der Nachhaltigkeitsstrategie festzulegen, obwohl
dies ursprünglich vorgesehen war (Rat der Europäischen
Union 2006). Ob die Europa 2020-Strategie tatsächlich
einen so umfassenden Charakter hat, dass sie auch die
Umweltziele einer Nachhaltigkeitsstrategie bzw. eines
Umweltaktionsprogramms aufnehmen könnte, wird je-
doch skeptisch gesehen (so kritisch BERGER et al. 2010,
S. 9). Zudem gibt es grundlegende Zieldifferenzen zwi-
schen einer Strategie, die an Konzepte des grünen Wachs-
tums und der ökologischen Modernisierung anknüpft,
und einem Nachhaltigkeitsverständnis, das zumindest in
seiner originären Bedeutung auch ökologische Grenzen
und damit grundlegendere Veränderungen der Industrie-
nationen deutlich thematisiert (BAKER 2007).

Das breite Themenspektrum der Europa 2020-Strategie
deckt wichtige Handlungsfelder der Nachhaltigkeitsstrate-
gie ab. Konkretisiert wird die Strategie insbesondere durch
sieben sogenannte Leitinitiativen. Die für die Weiterent-
wicklung der europäischen Umweltpolitik zentrale Leit-
initiative für ein „ressourcenschonendes Europa“ enthält
wiederum die Ankündigung zahlreicher, teilweise außer-
ordentlich weitreichender Programme für die Klimapolitik
bis 2050, für die Reform der europäischen Agrar- und
Strukturpolitik oder für die Erhaltung der biologischen
Vielfalt. Das Ziel der effizienten Ressourcennutzung wird
sehr breit gefasst und betrifft viele wichtige umweltpoliti-
sche Handlungsfelder. Insgesamt sind von der Eu-
ropa 2020-Strategie wesentlich weiterreichende und stär-
ker innovatorische Impulse zu erwarten als von der
EU-Nachhaltigkeitsstrategie. Sie stößt zum einen neue
komplexe Politikprozesse an, die weitreichende Ziele ver-
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folgen, wie zum Beispiel die Klimaneutralität der Strom-
versorgung. Der Umsetzungsprozess wird zudem deutlich
straffer und hierarchischer vom Generalsekretariat der Eu-
ropäischen Kommission gesteuert. 

Die Europa 2020-Strategie lässt sich in ihren Umwelttei-
len als Beispiel für eine am Leitbild einer grünen Wirt-
schaft orientierten Strategie – inklusive ihrer unzulässi-
gen Verengungen (vgl. Abschn. 11.3.3) – interpretieren.
So finden sich zwar durchaus anspruchsvolle Ziele im
Fahrplan für eine wettbewerbsfähige und CO2-arme Wirt-
schaft für 2050 (Europäische Kommission 2011a), im
Verkehrsweißbuch (Europäische Kommission 2011f; vgl.
Kap. 4) oder auch in der erneuerten Biodiversitätsstrate-
gie (Europäische Kommission 2011c). Diese Ziele wer-
den aber nicht systematisch durch ein glaubhaftes Maß-
nahmenprogramm unterlegt (EEAC 2011a). Diese
verschiedenen umweltpolitischen Strategien der EU ste-
hen zudem unter einem Wachstumsimperativ, der vom
Europäischen Rat in seinen Schlussfolgerungen nochmals
deutlich akzentuiert wurde (Rat der Europäischen Union
2010a; BERGER et al. 2010). Eindeutig sind Wachstum
und Wettbewerbsfähigkeit das zentrale Leitmotiv der Eu-
ropa 2020-Strategie („intelligent“, „nachhaltig“, „integra-
tiv“ sind lediglich Nebenbedingungen). Der Europäische
Rat betrachtet die Strategie als „eine neue europäische
Strategie für Beschäftigung und Wachstum“ (Rat der Eu-
ropäischen Union 2010b, S. 1). Selbst die Leitinitiative
für ein ressourcenschonendes Europa, die einzige um-
weltpolitische Säule der Europa 2020-Strategie, betont:
„Angesichts dieser Entwicklung wird eine effizientere
Ressourcennutzung der entscheidende Faktor der Wachs-
tums- und Beschäftigungspolitik sein“ (Europäische
Kommission 2011d, S. 4). Der primär ökonomische Be-
gründungsrahmen gilt auch für die EU-Biodiversitätsstra-
tegie (NeFo 2011). Wie im Konfliktfall, jenseits von Win-
Win-Konstellationen von Umwelt und Ökonomie, „zwi-
schen gegenläufigen Interessen abgewogen werden“ soll,
lassen die im Rahmen der Europa 2020-Strategie entwi-
ckelten umweltbezogenen Strategien offen. Eine eigen-
ständige Begründung von Umweltzielen, wie das Ziel der
„Bewahrung der Fähigkeit der Erde, das Leben in all sei-
ner Vielfalt zu beherbergen und die Achtung der Grenzen
ihrer natürlichen Ressourcen“ in der Europäischen Nach-
haltigkeitsstrategie (Rat der Europäischen Union 2006),
findet sich in der Europa 2020-Strategie nicht mehr.

2006 konnte man noch von einer Dualität zwischen
Wachstums- und Nachhaltigkeitszielen ausgehen, wobei
die Nachhaltigkeitsstrategie die Funktion eines überge-
ordneten langfristigen Rahmens (Rat der Europäischen
Union 2006, Ziffer 7) hatte. Mit Europa 2020 wird diese
Rangordnung nun offensichtlich umgekehrt: Umweltziele
müssen weitgehend ökonomisch begründet werden. Da
übergeordnete Ziele und der Diskursrahmen insbesondere
in der EU Einflusschancen verteilen (DAVITER 2007)
und kollektive Identitäten symbolisieren (BAKER 2007),
ist der Leitbildwechsel der Europäischen Kommission
kritisch zu sehen.

688. Aus diesen Gründen bedarf es weiterhin einer ei-
genständigen Europäischen Nachhaltigkeitsstrategie (Deut-

scher Bundestag 2011a; Bundesregierung 2012, S. 66;
EEAC 2011b). Die im Lichte der Zukunftsverantwortung
und globalen Gerechtigkeit zu setzenden ökologischen
Leitplanken haben im Sinne einer Langfristökonomie Pri-
orität gegenüber kurzfristigen Wachstumszielen
(s. Kap. 1.2) und bedürfen einer eigenständigen und nicht
nur abgeleiteten Zielbestimmung. Daher sollte die EU-
Nachhaltigkeitsstrategie als übergeordnete Langfriststra-
tegie fortgeschrieben werden.

Wichtig ist eine europäische Nachhaltigkeitsstrategie
auch für eine wirksame Mehrebenensteuerung. Sie bildet
das europäische Bindeglied zwischen der internationalen
Rio-Agenda (SRU 2004, Kap. 13) und den nationalen
und regionalen Nachhaltigkeitsstrategien. Damit verbun-
den ist auch die Bildung von Institutionen und Netzwer-
ken wie dem European Sustainable Development Net-
work, dem Sustainable Development Observatory des
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses und
dem europäischen Netzwerk der Umwelt- und Nachhal-
tigkeitsräte (REIMER 2009; SCHOMERUS 2011; Bun-
desregierung 2012). Diese im Rahmen der Nachhaltig-
keitspolitik entstandenen Institutionen sind ohne eine
erneuerte europäische Nachhaltigkeitsstrategie gefähr-
det. Die erneuerte EU-Nachhaltigkeitsstrategie sollte zu-
dem mit dem zu entwickelnden umweltpolitische Zielsys-
tem des 7. Umweltaktionsprogramms (UAP) verknüpft
werden (s. Abschn. 11.3.5.1), sei es, dass sie den allge-
meinen Begründungsrahmen für solche Ziele formuliert,
sei es, dass sie einzelne Ziele aufgreift. 

11.3.4.2 Deutschland: Nationale 
Nachhaltigkeitsstrategie

689. Im April 2002 hat die Bundesregierung eine natio-
nale Nachhaltigkeitsstrategie unter dem Titel „Perspekti-
ven für Deutschland“ veröffentlicht. Vier weitere Be-
richte (2004, 2005, 2008 und 2012) hatten die Aufgabe,
über den Fortgang der Strategie zu berichten und wichtige
Handlungsfelder weiterzuentwickeln. Der nachfolgende
Abschnitt ist eine Aktualisierung des im September 2011
vorgelegten Kommentars zum Entwurf des Fortschritts-
berichts 2012 (SRU 2011a).

Der SRU begrüßt die Fortschreibung der Nachhaltigkeits-
strategie. Im internationalen Vergleich ist die deutsche
Nachhaltigkeitsstrategie vorbildlich (NIESTROY 2005;
OECD 2006). Ihre Stärken liegen insbesondere in ihrem
zielorientierten Ansatz sowie der Verankerung von Ma-
nagementinstrumenten und einem unabhängigen Monito-
ringverfahren (SRU 2008, s. Kap. 1.3). Positiv ist auch,
dass die Strategie institutionell gut eingebettet ist, durch
das Kanzleramt koordiniert wird und Aufmerksamkeit
auf höchster politischer Ebene erhält (STIGSON et al.
2009). Der Fortschrittsbericht belegt, dass die deutsche
Nachhaltigkeitsstrategie ein ernsthafter und aktiver Pro-
zess ist, der Kontinuität über mehrere Legislaturperioden
und unterschiedliche Regierungen aufweist, das Regie-
rungshandeln auf Nachhaltigkeitsziele verpflichtet und
wichtige Impulse in die Gesellschaft gibt. Dennoch be-
darf es weiterer Nachbesserungen, um die selbst gesteck-
ten Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie zu erreichen.

Politische Strategien
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Indikatoren- und Zielsystem

690. Das Nachhaltigkeitsmodell der Bundesregierung
sieht die drei Bereiche Wirtschaft, Umwelt und Soziales
als grundsätzlich gleichrangige Elemente des Zieldrei-
ecks der Nachhaltigkeit an, stellt aber gleichzeitig klar,
dass die „Erhaltung der Tragfähigkeit der Erde“ eine „ab-
solute äußere Grenze“ (Bundesregierung 2012, S. 27) für
Abwägungsprozesse darstellt. Dass die Bewahrung der
natürlichen Lebensgrundlagen damit eine Vorrangstel-
lung einnimmt, wird nun auch in der grafischen Darstel-
lung des Nachhaltigkeitsmodells besser deutlich
(s. Abb. 11-2).

A b b i l d u n g  11-2

Nachhaltigkeitsmodell der Bundesregierung

Quelle: Bundesregierung 2012

691. Ein wesentliches Defizit der Strategie liegt jedoch
weiterhin in der unzureichenden Ausarbeitung dieses Kern-
aspekts nachhaltiger Entwicklung. Nach Auffassung des
SRU sollte die Nachhaltigkeitsstrategie die Bedrohung na-
türlicher Lebensgrundlagen, die das stabile Funktionieren
von Wirtschaft und Gesellschaft erst ermöglichen, stärker
in den Blick nehmen. In der Operationalisierung von
Nachhaltigkeit durch Indikatoren und Ziele wird die Auf-
gabe der Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen nur
sehr unzureichend bearbeitet (für eine vollständige Ana-
lyse der Indikatoren und Ziele vgl. SRU 2011a):

– Von den insgesamt 38 Indikatoren der Nachhaltig-
keitsstrategie bilden nur fünf den Zustand der Umwelt
ab. Wichtige ökologische Herausforderungen werden
nicht (z. B. Gewässerschutz) oder nur unzureichend
(z. B. Biodiversität) berücksichtigt. Es wird zudem
nicht angemessen erfasst, inwieweit Land-, Forst- und
Fischereiwirtschaft natürliche Ressourcen nachhaltig
bewirtschaften.

– Die gesetzten Ziele sind nicht durchgängig problem-
adäquat. So müssten beispielsweise die Ziele für die
Begrenzung von Flächeninanspruchnahme und Stick-
stoffüberschuss sowie für einzelne Luftschadstoffe auf
längere Sicht noch verschärft werden.

– Vielfach sind Umweltziele außerdem nicht ausrei-
chend langfristig gesetzt. So bestehen beispielsweise
für die Verbesserung der Luftqualität und für die Re-
duzierung der Stickstoffüberschüsse nur Ziele für
2010. Nicht zuletzt die Klimapolitik zeigt, dass erst
der Blick auf langfristige ökologische Erfordernisse es
ermöglicht, einerseits den angemessenen Handlungs-
bedarf zu identifizieren und andererseits hinreichende
Kapazitäten für einen weitreichenden technischen und
institutionellen Wandel aufzubauen.

– Schließlich beziehen sich eine Reihe der Ziele auf Ef-
fizienzindikatoren, das heißt, sie sind als relative Grö-
ßen definiert (z. B. Personenbeförderungsleistung je
Einheit Bruttoinlandsprodukt). Dies hat zur Folge, dass
nur die relative „Belastungsintensität“ im Verhältnis
zur Wirtschaftsleistung ausgedrückt wird, nicht aber
die tatsächliche Zu- oder Abnahme der Belastung (SRU
2002, Tz. 280). Dies ist vor allem deshalb problema-
tisch, weil Effizienzsteigerungen aufgrund verschiede-
ner Effekte indirekt verbrauchserhöhend wirken kön-
nen (Rebound-Effekt). Wenn – wie beispielsweise beim
Personentransport – zwar eine gewisse Entkopplung
gelingt, aber das absolute Niveau der Belastungen wei-
terhin über akzeptablen Grenzen liegt, wird durch Effi-
zienzindikatoren ein unangemessen positives Bild der
Entwicklung gezeichnet.

Empfehlungen

692. Insgesamt ist das Indikatoren- und Zielsystem der
Nachhaltigkeitsstrategie in seiner Bandbreite, seinem Ziel-
niveau und seinem Zeithorizont noch nicht dazu geeignet,
den Entscheidungen von politischen und gesellschaftli-
chen Akteuren eine Orientierungsfunktion im Hinblick auf
die Bedrohung natürlicher Lebensgrundlagen zu bieten.
Nach Ansicht des SRU ist es möglich, das bestehende In-
dikatoren- und Zielsystem mit begrenztem Aufwand so zu
verändern, dass es in stärkerem Maße eine Orientierungs-
funktion für die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundla-
gen bieten kann. Dabei kann insbesondere auf die natio-
nale Strategie zur biologischen Vielfalt zurückgegriffen
werden, in deren Rahmen ein anspruchsvolles und robus-
tes Zielsystem entwickelt worden ist, das stärkeren Nieder-
schlag in der Nachhaltigkeitsstrategie finden sollte. Mittel-
fristig hält es der SRU – auch angesichts der zunehmend
miteinander vernetzten ökologischen Ziele – für notwen-
dig, das umweltpolitische Zielsystem im Rahmen eines in-
tegrierten Umweltprogramms auf nationaler Ebene weiter-
zuentwickeln (vgl. Abschn. 11.3.5.2).

693. Kurzfristig sollte die Bundesregierung:

– die Ziele zur Ressourcenschonung sowie zum Güter-
und Personentransport auf absolute Größen umstellen,
um sie wirkungssicher zu machen und unangemessene
Entwarnungsbotschaften zu vermeiden,

– die Ziele mit relativ engem Bezug zur Umweltqualität
(Flächeninanspruchnahme, Stickstoffüberschuss, öko-
logischer Landbau, Schadstoffbelastung der Luft) für
die Zeithorizonte 2030 und 2050 fortschreiben und

Absolute Grenze:

Erhaltung der 
Lebensgrundlagen 
in globaler 
Perspektive

Zieldreieck der Nachhaltigkeit

Abbildung angelehnt an: SRU, KzU Nr. 9, 2011/Abb. 2

relative Grenzen/
Optimierungsgebot

Maßnahme

Umwelt

Wirtschaft Soziales
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– eine Reihe von Indikatoren ergänzen, die wichtige
ökologische Schutzgüter betreffen, eine erhebliche
Gesundheitsrelevanz besitzen bzw. die Nachhaltigkeit
von Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft messen.
Dazu sollten Indikatoren in den folgenden Bereichen
ergänzt werden: ökologischer Gewässerzustand, Er-
haltungszustand der FFH-Lebensräume und FFH-Ar-
ten (FFH – Fauna-Flora-Habitat), gefährdete Arten,
Verlust von biologischer Vielfalt auf landwirtschaftli-
chen Flächen, nachhaltige Forstwirtschaft, nachhaltige
Meeresfischerei, Belastung durch Straßenlärm und
Schadstoffbelastung der Luft (für eine vollständige
Darstellung und Begründung siehe SRU 2011a, S. 10).

694. In der kommenden Berichtsperiode (2012 bis
2016) sollte die Bundesregierung das Ziel der Erhaltung
der Lebensgrundlagen in globaler Perspektive konzeptio-
nell weiter ausarbeiten. Zunächst sollte dabei die Bedeu-
tung globaler und lokaler Ökosystemdienstleistungen
analysiert werden, um aufzuzeigen, mit welchen Nachtei-
len und Risiken eine weitere Übernutzung natürlicher
Ressourcen verbunden ist. Aus einer Analyse der beson-
ders wichtigen und bedrohten Schutzgüter sollten priori-
täre ökologische Handlungsfelder abgeleitet werden. Im
Lichte dieser Erkenntnisse sollte dann – in einem transpa-
renten Verfahren unter Beteiligung relevanter gesell-
schaftlicher Gruppen – das bestehende Indikatoren- und
Zielsystem auf seine Problemangemessenheit überprüft
werden. Bei wichtigen, bisher nicht berücksichtigten
Schutzgütern (z. B. Grundwasserschutz und genetische
Vielfalt) sollte die Entwicklung von geeigneten Indikato-
ren und Datengrundlagen vorangetrieben werden (vgl.
Kap. 10). Langfristig sollten die Indikatoren stärker auch
die ökologischen Wirkungen in anderen Ländern abbil-
den.

695. Wirtschaftlicher Wohlstand wird trotz einer aus-
führlichen Würdigung der Diskussion über alternative In-
dikatoren (Bundesregierung 2012, S. 192 ff.) weiterhin
lediglich durch den Indikator „Bruttoinlandsprodukt je
Einwohner“ operationalisiert. Dass das Bruttoinlandspro-
dukt jedoch kein adäquates Maß für gesellschaftlichen
Wohlstand ist, ist weitgehend unstreitig (vgl. Kap. 1,
Tz. 91). Der SRU empfiehlt daher, den Indikator des
Bruttoinlandsproduktes in der kommenden Berichtsperiode
durch weitere Indikatoren zu ergänzen, um auf mögliche
Divergenzen zwischen Wirtschaftswachstum und gesell-
schaftlicher Wohlfahrt aufmerksam zu machen.

696. Der SRU begrüßt, dass das Statistische Bundesamt
regelmäßig, umfassend und in eigener Verantwortung über
die Entwicklung der Nachhaltigkeitsindikatoren berichtet
und dass die Bilanzierung durch das Statistische Bundes-
amt nun durch eine politische Bewertung seitens der Bun-
desregierung ergänzt wird. Allerdings bleibt die Auseinan-
dersetzung mit den Problembereichen bislang kursorisch.
In den Schlussfolgerungen der Bundesregierung aus der
Analyse des Statistischen Bundesamtes werden von den
19 Indikatoren mit problematischer Entwicklung nur drei
(„Staatsdefizit“, „Transportintensität“ und „Verdienstab-
stand zwischen Frauen und Männern“) ausdrücklich ange-
sprochen. Von den fünf Indikatoren, die den Zustand der
Umwelt unmittelbar oder mittelbar abbilden, zeigt nur der

Indikator Treibhausgasemissionen einen Trend, der zur
Zielerreichung führen würde (s. Tab. 11-4). Die vier ande-
ren Indikatoren zeigen eine Entwicklung, die die Ziele der
Nachhaltigkeitsstrategie zum Teil deutlich verfehlen
würde. Besonders besorgniserregend ist die statistisch si-
gnifikante Verschlechterung des Indikatorwertes „Arten-
vielfalt und Landschaftsqualität“, der im Jahr 2009 nur
67 % des Zielwertes erreichte.

697. Insbesondere dort, wo Ziele deutlich verfehlt wer-
den oder gar gegenläufige Trends zu konstatieren sind,
sollte die negative Bilanz der Ausgangspunkt für eine
Analyse mit der Fragestellung sein, in welchen Sektoren
weitergehende Maßnahmen zur Einhaltung ökologischer
Belastungsgrenzen unvermeidlich sind, weil bisherige
Strategien an ihre Grenzen stoßen. Wie auch im Rahmen
des Peer-Reviews der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie
gefordert (STIGSON et al. 2009), sollte die Nachhaltig-
keitsstrategie stärker darauf ausgerichtet werden, gemein-
sam mit gesellschaftlichen Gruppen ehrgeizige Zukunfts-
konzepte (Road Maps) für bestimmte Sektoren zu
entwickeln. Nach Einschätzung des SRU gehören dazu
beispielsweise die Landwirtschaft (SRU 2009) und der
Güterverkehr (Kap. 4). Insbesondere in Sektoren mit
hohen Wachstumsraten und langlebigen Infrastrukturen
sowie bei sich kumulierenden Umweltfolgen ist eine Zeit-
perspektive 2050 sinnvoll, um langwierige Umsteue-
rungsprozesse frühzeitig einzuleiten. Beispiele für beste-
hende Langfristkonzepte sind die Klimaschutzziele und
die Ausbauziele für erneuerbare Energien, wie sie im
Rahmen des im Juli 2011 revidierten Energiekonzeptes
der Bundesregierung beschlossen wurden (vgl. SRU
2011c).

Nachhaltigkeitsmanagement

698. Die seit dem Fortschrittsbericht 2008 unter den
Oberbegriff „Nachhaltigkeitsmanagement“ gestellten In-
stitutionen und Prozesse sind nach Einschätzung des SRU
ein wertvoller Beitrag zur Erhöhung der Steuerungsfähig-
keit der Nachhaltigkeitsstrategie. In welchem Maße die
bereits umgesetzten institutionellen Reformen konkrete
Entscheidungen beeinflusst haben, kann allerdings nicht
umfassend bewertet werden. Zum einen liegen – auch
aufgrund der Aktualität der Prozesse – noch keine Evalu-
ierungen vor, zum anderen ist eine solche Bewertung me-
thodisch problematisch. Aufgrund der Beobachtung lau-
fender Prozesse ist allerdings davon auszugehen, dass
Veränderungen eher inkrementeller Natur sind. Trotz in-
stitutioneller Verbesserungen bleibt die Verbindung der
Strategie mit der Tagespolitik ein wesentliches Defizit. Es
ist daher grundsätzlich zu begrüßen, dass der Fortschritts-
bericht eine weitere Stärkung der Nachhaltigkeitsstrategie
anstrebt. Allerdings bleiben die dazu bisher vorgeschla-
genen Initiativen – gemessen an den Herausforderungen –
zu unverbindlich und zu wenig ambitioniert.

699. Zentrales Element des Nachhaltigkeitsmanage-
ments ist die Nachhaltigkeitsprüfung. Sie wurde 2009
eingeführt und ergänzt das bestehende Verfahren der Ge-
setzesfolgenabschätzung um den Aspekt der Nachhaltig-
keit. Die geänderte Fassung der Gemeinsamen Geschäfts-
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ordnung der Bundesministerien legt fest, dass die
Ressorts darstellen, „ob die Wirkungen des Vorhabens ei-
ner nachhaltigen Entwicklung entsprechen, insbesondere
welche langfristigen Wirkungen das Vorhaben hat“. Der
Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung
(PBNE) des Deutschen Bundestages hat es sich zur Auf-
gabe gemacht, als „Wächter“ für die Durchführung der
Nachhaltigkeitsprüfung zu fungieren. Er prüft relevante
Gesetzesvorlagen daraufhin, ob die Nachhaltigkeitsstrate-
gie bei der Gesetzesfolgenabschätzung berücksichtigt
worden ist und ob die Auswirkungen des Vorhabens plau-
sibel dargestellt sind. Eine Evaluation des Verfahrens der
Nachhaltigkeitsprüfung im Zeitraum März 2010 bis Juni

2011 durch den Parlamentarischen Beirat hat ergeben,
dass bei mehr als der Hälfte der 306 bewerteten Gesetze
und Verordnungen die Nachhaltigkeitsprüfung als man-
gelhaft eingestuft wurde, weil die Vorlagen keine oder
unplausible Aussagen zur nachhaltigen Entwicklung
enthielten (Deutscher Bundestag 2011b). Außerdem stellt
der PBNE fest, dass „die Nachhaltigkeitsprüfungen häu-
fig eher oberflächlich erfolgen oder zumindest nicht ver-
tieft genug dargestellt sind“ (Deutscher Bundestag 2011b,
S. 5). Da sich aber im Zeitverlauf der Evaluierung der
Anteil der zu beanstandenden Prüfungen verringerte,
sieht der PBNE die Nachhaltigkeitsprüfung insgesamt
„auf einem guten Weg“ (ebd., S. 4).

Ta b e l l e  11-4

Status der Indikatoren der Nachhaltigkeitsstrategie, die den Umweltzustand abbilden1

Indikator Nr. Ziel Status2 Zielwerte aus ökologischer Sicht
problemadäquat?

Klimaschutz

2) THG-Emissionen Reduktion um 21 % bis 2008/2012, 
um 40 % bis 2020 und um 80 bis 95 % 
bis 2050, jeweils gegenüber 1990

ja3

Flächeninanspruchnahme

4) Anstieg der Sied-
lungs- und Verkehrs-
fläche

Reduzierung des täglichen Zuwach-
ses auf 30 ha bis 2020

langfristig ist eine weitere Senkung nötig4

 Artenvielfalt

5) Artenvielfalt und 
Landschaftsqualität

Anstieg auf den Indexwert 100 bis 
zum Jahr 2015

ja

Landbewirtschaftung

12a) Stickstoff-
überschuss

Verringerung bis auf 80 kg/ha land-
wirtschaftlich genutzter Fläche bis 
2010, weitere Absenkung bis 2020

langfristige Zielsetzung fehlt; langfristig 
ist stärkere Senkung nötig5

Luftqualität

13) Schadstoff-
belastung der Luft 
(SO2, NOx, NH3, 
NMVOC)

Verringerung auf 30 % gegenüber 
1990 bis 2010

langfristige Zielsetzung fehlt; bei NH3 und 
NOx sind stärkere Minderungen notwen-
dig, dies kommt im pauschalen Zielwert 
für alle Schadstoffe nicht zum Ausdruck6

1 Bei den Indikatoren „Treibhausgasemissionen“ und „Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfläche“ handelt es sich um Belastungsindikatoren.
Aufgrund ihrer engen Kopplung mit dem Umweltzustand wurden sie hier jedoch den Umweltzustandsindikatoren zugerechnet.

2 Symbole zur Beschreibung des Status: Sonne: Entwicklung hin zum Zielwert (Abweichung < 5 %) bzw. Zielwert ist erreicht, Sonne/Wolke: In-
dikator entwickelt sich in die richtige Richtung, aber Abweichung 5 – 20 %, Wolke: Indikator entwickelt sich in die richtige Richtung, aber Ab-
weichung > 20 %, Gewitterwolke: Indikator entwickelt sich in die falsche Richtung.

3 Die Ziele stellen einen angemessenen deutschen Beitrag zu den globalen Bemühungen um eine Begrenzung der globalen Erwärmung auf 2 °C
dar. Nach derzeitigem Wissensstand ist diese Begrenzung ausreichend, um gefährlichen Klimawandel zu vermeiden, s. SRU 2011c, Ab-
schn. 2.3.2

4  SRU 2008, Tz. 535
5  UBA 2009
6  SRU 2008, Tz. 240 ff.

SRU/UG 2012/Tab. 11-4
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700. Der SRU sieht die Nachhaltigkeitsprüfung als
wichtigen und grundsätzlich positiv zu bewertenden An-
satz an, um den Zielen der Nachhaltigkeitsstrategie in
Rechtsetzungsprozessen mehr Gewicht zu geben. Es
muss jedoch auch konstatiert werden, dass die Nachhal-
tigkeitsprüfung durch die gleichen strukturellen Schwä-
chen gekennzeichnet ist wie die Gesetzesfolgenabschät-
zung insgesamt (HERTIN et al. 2009b; VEIT 2010). Das
Hauptproblem besteht darin, dass die Gesetzesfolgenab-
schätzung vom eigentlichen Prozess der Politikanalyse
und -formulierung weitgehend abgekoppelt ist. In der
Praxis verfasst das federführende Ressort die Darstellung
der Gesetzesfolgen in der Gesetzesbegründung erst dann,
wenn es sich bereits auf eine bestimmte Ausgestaltung
des Regelungsvorhabens festgelegt hat. Dementspre-
chend ist die Darstellung der Gesetzesfolgen in der Geset-
zesbegründung auf die Rechtfertigung des Vorhabens
ausgerichtet. Auf eine Darstellung von negativen Folgen
und von Regelungsalternativen wird so weit wie möglich
verzichtet. Solange die Folgenabschätzung nicht integra-
ler Bestandteil des Politikformulierungsprozesses ist,
kann auch die Nachhaltigkeitsprüfung nur sehr begrenzt
ihren Zweck erfüllen, das Bewertungsspektrum für Ge-
setzesvorhaben zu erweitern. Eine Öffnung und Formali-
sierung der vorparlamentarischen Entscheidungspro-
zesse, zu der die Gesetzesfolgenabschätzung eigentlich
beitragen sollte, wird aufgrund struktureller Hemmnisse
(HERTIN et al. 2009a; JACOB et al. 2008; VEIT 2010)
kurzfristig kaum zu erreichen sein.

701. Im Ergebnis bewertet der SRU die Bilanz der Nach-
haltigkeitsprüfung etwas kritischer als der PBNE. Positiv
hervorzuheben ist, dass die ausdrückliche Behandlung von
Nachhaltigkeitsfolgen in der Gesetzesbegründung die
Nachhaltigkeitsstrategie aufwertet. Referenten aller Res-
sorts müssen sich mit den Zielen und Managementregeln
der Strategie vertraut machen und werden dabei mögli-
cherweise für bestimmte Problembereiche und Langfrist-
entwicklungen sensibilisiert. Dass das Instrument der
Nachhaltigkeitsprüfung in seiner derzeitigen Ausgestal-
tung tatsächlich in nennenswertem Maße Entscheidungen
im Sinne der Nachhaltigkeit beeinflusst, hält der SRU auf-
grund der bisherigen Erfahrungen für unwahrscheinlich.
Mit einer gewissen Besorgnis betrachtet der SRU darüber
hinaus, dass die Erweiterung des Mandats des Normen-
kontrollrats einseitig die Berücksichtigung von Erfül-
lungskosten (z. B. bei umweltpolitischen Maßnahmen)
stärkt, ohne spiegelbildlich die ökologischen Konsequen-
zen von sektoralen Regelungsvorhaben in gleichem Maße
aufzuwerten. Um sicherzustellen, dass tatsächlich „mögli-
che unbeabsichtigte Nebenwirkungen eines Rechtset-
zungsvorhabens – in generationenübergreifender und
globaler Betrachtung – möglichst frühzeitig im Normset-
zungsverfahren in den Blick genommen werden“ (Bun-
desregierung 2008), sind nach Auffassung des SRU wei-
tere Veränderungen nötig.

Kurzfristig empfiehlt der SRU folgende Maßnahmen:

– Die Bundesregierung sollte darauf hinwirken, dass die
Ressorts die Nachhaltigkeitsprüfung bei allen Rege-
lungsvorhaben in frühen Stadien der Politikformulie-

rung (Eckpunktepapier, Referentenentwurf) beginnen
und angemessen dokumentieren.

– Die Bundesregierung sollte sich stärker darum bemü-
hen, die Qualität der Nachhaltigkeitsprüfungen zu er-
höhen und dafür zu sorgen, dass nicht nur die (im
Sinne der nachhaltigen Entwicklung) positiven, son-
dern auch die negativen Folgen benannt werden.

– Die Reichweite der Nachhaltigkeitsprüfung sollte ge-
stärkt werden, indem sie nicht nur auf Regelungsent-
würfe aus den Ministerien angewendet, sondern auch
für solche obligatorisch durchgeführt wird, die von
Bundesrat und Bundestag initiiert werden.

Mittelfristig spricht sich der SRU dafür aus, eine umfas-
sende, mit einheitlichen Anforderungen, Leitlinien und
Handreichungen ausgestattete, integrierte Politikfolgen-
abschätzung nach dem Vorbild des Impact-Assessment-
Verfahrens der EU zu entwickeln (Europäische Kommis-
sion 2009), die auch Langfristfolgen und Konsequenzen
außerhalb Deutschlands berücksichtigt. Ein solches Ver-
fahren zur integrierten Politikfolgenabschätzung sollte
transparent ausgestaltet sein, frühzeitig im Stadium der
Gesetzesformulierung beginnen sowie einen separaten,
im Internet zu veröffentlichenden Bericht zur Folgenab-
schätzung vorsehen. Das Verfahren sollte einer unabhän-
gigen Qualitätskontrolle unterliegen, vergleichbar mit der
bestehenden Prüfung durch den Normenkontrollrat, die
sich jedoch bislang nur auf wirtschaftliche Kosten be-
zieht. Ein entsprechendes Gremium zur Qualitätskon-
trolle sollte mit erweiterten Befugnissen ausgestattet wer-
den. Zu erwägen wäre beispielsweise das Recht,
Nachbesserungen zu verlangen, bevor die Gesetzesvor-
lage der Bundesregierung zum Beschluss vorgelegt wer-
den kann.

11.3.5 Analyse von Umweltstrategien

11.3.5.1 EU Ebene: Umweltaktionsprogramme

702. Die Umweltaktionsprogramme (UAP) der EU ha-
ben nach Artikel 192 AEUV eine generelle Orientierungs-
funktion, indem sie die allgemeinen Ziele und Grundlinien
der Umweltpolitik abstecken (CALLIESS in: CALLIESS/
RUFFERT 2011, Artikel 192 AEUV Rn. 33; KNILL 2003,
S. 48 f.). Während frühere Umweltaktionsprogramme alle
fünf Jahre neu aufgelegt wurden, haben das 5. und das ak-
tuell gültige 6. UAP jeweils eine Laufzeit von zehn Jahren
(2002 bis 2012). Umweltaktionsprogramme formulierten
bereits in der Vergangenheit den grundlegenden umwelt-
politischen Ansatz ihrer jeweiligen Periode (HEY 2005;
HOMEYER 2009) und bieten Gelegenheit für eine bilan-
zierende Gesamtschau (Europäische Kommission 2011e).
Auch wenn ihre unmittelbare Steuerungskraft zum Teil
skeptisch eingeschätzt wird (HOMEYER 2010; HOMEYER
und WITHANA 2011), haben UAP im Vergleich zu einfa-
chen Kommissionsmitteilungen eine deutlich höhere Le-
gitimität. Sie werden im ordentlichen Gesetzgebungsver-
fahren durch Europäisches Parlament und Rat beschlossen
(vgl. auch CALLIESS in: CALLIESS/RUFFERT 2011,
Artikel 192 AEUV Rn. 34) und können damit auch zu ei-
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ner verbreiterten Identifikation beitragen (Europäische
Kommission 2011e; Rat der Europäischen Union 2011).

Als eines der weitestreichenden europäischen Umweltpro-
gramme gilt das 5. UAP von 1992, insbesondere weil es
nach dem Vorbild des niederländischen Umweltplans ent-
wickelt wurde, in dem an ökologischen Leitplanken aus-
gerichtete umweltpolitische Ziele formuliert wurden (SRU
1994; 2000). Das 5. UAP verfolgte das Ziel, durch die For-
mulierung sektoraler Handlungsansätze die Integration
von Umweltaspekten in andere Sektoren voranzutreiben.
Hinsichtlich eines zielorientierten Umweltpolitikansatzes
war das 6. UAP von 2002 deutlich zurückhaltender. Zwar
gelang es, einige strategische Ziele im Sinne übergeordne-
ter Leitlinien zu formulieren (Artikel 2). Die Konkretisie-
rung und quantitative Operationalisierung von Zielen er-
folgte jedoch nur teilweise im 6. UAP selbst (HOMEYER
und WITHANA 2011, S. 11 f.). Diese Aufgabe wurde, al-
lerdings mit sehr unterschiedlicher Erfolgsbilanz, auf sie-
ben thematische Strategien verlagert. Als Folge war der
Beitrag des 6. UAPs zu einer originären umweltpoliti-
schen Zielbildung insgesamt begrenzt (SRU 2008;
HOMEYER und WITHANA, 2011).

Dennoch haben Umweltrat und Europäische Kommission
in Folge der Evaluation des 6. UAPs übereinstimmend
wichtige Aufgaben und Funktionen von Umweltaktions-
programmen identifiziert (Rat der Europäischen Union
2010a; 2011; Europäische Kommission 2011e;
HOMEYER und WITHANA 2011, S. X und 21). Von he-
rausragender Bedeutung ist die umweltpolitische Orien-
tierungsfunktion eines UAPs und die gestärkte Legitima-
tion und politische Rückendeckung durch ein gemeinsam
von Rat und Parlament angenommenes Programm. Es kann
einen übergeordneten Begründungsrahmen für verschie-
dene umweltpolitische Initiativen und Strategien liefern
und damit zu deren Kohärenz beitragen, die Kommunika-
tion und Vermittlung einzelner Ziele und Maßnahmen er-
leichtern und übergeordnete Ziele, wie sie in der europäi-
schen Nachhaltigkeitsstrategie formuliert worden sind,
durch instrumentelle Vorschläge konkretisieren. Insge-
samt kann es damit einen wichtigen Beitrag zur politi-
schen Sichtbarkeit leisten und somit einen hohen Stellen-
wert der europäischen Umweltpolitik symbolisieren.
Nicht zuletzt ist das Fehlen vergleichbarer Umweltstrate-
gien in vielen Mitgliedstaaten, so auch in Deutschland
(Abschn. 11.3.5.2), ein wichtiges Argument für ein
7. UAP als allgemeiner Orientierungsrahmen. Damit
diese Funktionen auch erfüllt werden, ist es aber notwen-
dig, dem Programm ein klares Profil mit einem überge-
ordneten Ansatz zu geben und erkennbare Schwerpunkte
zu setzen (VOLKERY et al. 2011).

703. Programmatisch hat der Umweltministerrat bereits
im Dezember 2010 die folgenden Anforderungen an ein
7. UAP formuliert (Rat der Europäischen Union 2010a): 

– eine ehrgeizige Vision für die Umweltpolitik bis 2050
mit Prioritäten und realistischen Zielen für 2020,

– die Verbesserung der Kohärenz, der Komplementarität
und der Synergien mit anderen EU-Strategien und die

bessere Integration der Umweltdimension in andere
Gemeinschaftspolitiken, 

– die Berücksichtigung der globalen Umweltauswirkun-
gen, die von ökonomischem und politischem Handeln
in der EU ausgehen und

– Anreize zu einer absoluten Entkopplung von Wirt-
schaftswachstum und Umweltschädigung. 

704. Bei der konkreten Umsetzung dieser allgemeinen
Grundsätze und Anforderungen stellt sich konzeptionell
die Frage, wo der programmatische Mehrwert gegenüber
der Vielzahl der in jüngster Zeit vorgelegten umweltbezo-
genen Strategien der Europäischen Kommission liegen
könnte (VOLKERY et al. 2011). Von der Europäischen
Kommission wurde in diesem Zusammenhang der „Fahr-
plan für ein ressourceneffizientes Europa“ (Europäische
Kommission 2011b) problematisiert, der einem die ge-
samte Umwelt umfassenden Ressourcenbegriff folgt und
somit programmatisch einem Umweltaktionsprogramm
vorgreift. Der Fahrplan enthält einige weitreichende und
thematisch breit gefächerte Visionen für 2020 und 2050.
So erwähnt die Kommission das Ziel, ökologische Gren-
zen zu respektieren. Sie strebt an, umweltschädliche Sub-
ventionen bis zum Jahr 2020 abzuschaffen. Eine ökologi-
sche Steuerreform in den Mitgliedstaaten soll durch
Umschichtung der Steuerbasis von Lohneinkommen hin
zu Umweltgütern geschehen. Dabei soll das Niveau der
Vorreiterländer erreicht werden. Bis 2050 soll die Netto-
flächeninanspruchnahme auf null gesenkt werden. Weit-
reichende Umweltziele werden auch für die Bereiche Ab-
fall, Gewässerbewirtschaftung, Luft und Biodiversität
formuliert. Zudem greift sich der Fahrplan die drei Kon-
sumbereiche mit der höchsten Umweltrelevanz heraus:
Ernährung, Gebäude und Verkehr. Insgesamt werden
viele umweltpolitische Handlungsfelder unter dem Leit-
motiv thematisiert, dass die Umwelt eine zentrale wirt-
schaftliche Ressource darstellt und dass Effizienz der
Schlüssel zur Lösung ist. Vor diesem Hintergrund kann
ein 7. UAP einen programmatischen Mehrwert bieten,
wenn eine Profilbildung hinsichtlich der folgenden As-
pekte gelingt:

– Ein UAP kann eine grundlegendere Begründungsbasis
liefern als der effizienzorientierte Ansatz des Ressour-
cenfahrplans. So wird die Formulierung und Einhal-
tung ökologischer Grenzen sicher nicht alleine oder
vorrangig durch technologische Effizienzstrategien
gelingen können. Erforderlich wäre ein angemessenes,
längerfristiges und an ökologischen Grenzen orientier-
tes Zielsystem, zu dessen Erstellung das 7. UAP einen
Beitrag leisten sollte.

– Umwelt- und Klimaschutz sind in der europäischen
Kommission auf zwei unterschiedliche Generaldirek-
tionen aufgeteilt worden. Diese etwas willkürliche und
von den wenigsten Mitgliedstaaten gespiegelte Orga-
nisationsstruktur führt dazu, dass die Wechselwirkun-
gen, insbesondere zwischen Klimaschutz und Natur-
schutz, programmatisch unzureichend abgebildet
werden. Wegen der Federführung der Generaldirek-
tion Umwelt für den Ressourcenfahrplan wird das
Thema Klimaschutz nicht systematisch behandelt. Das
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7. UAP sollte die Kohärenz insbesondere zwischen
diesen beiden umweltpolitischen Zielen sichern, um
die sich abzeichnende Problemverlagerung zu vermei-
den. 

– Der Fahrplan entwickelt noch keine schlüssige um-
weltrechtspolitische Agenda, um den „visionären Zie-
len“ näher zu kommen. Sein Fokus liegt bei marktkon-
formen und informatorischen Instrumenten und ersten
Vorschlägen für Indikatoren. Es besteht durchgängig
Konkretisierungs- und Weiterentwicklungsbedarf hin-
sichtlich des umweltrechtlich gebotenen Schutzni-
veaus und der Ziele des Ressourcenfahrplans.

– Neben dem Recht ist das Geld ein zentrales Steue-
rungsmedium der Umweltpolitik und der Umweltpoli-
tikintegration. Wie das EU-Budget auf die Erhaltung
öffentlicher Umweltgüter und auf Investitionen in zu-
kunftsfähige Infrastrukturen ausgerichtet werden
kann, ist eine zentrale Gestaltungsaufgabe dieses Jahr-
zehnts (EEAC 2009). Im Hinblick auf das EU-Budget,
also die Integration der Ziele der Ressourceneffizienz
in die Ausgaben der EU, enthält der Fahrplan keine
programmatischen Aussagen. Hier kann das 7. UAP
dazu beitragen, das von der Europäischen Kommis-
sion im Rahmen des mehrjährigen Finanzrahmens
vorgeschlagene Ziel umzusetzen, 20 % des EU-Bud-
gets für klimabezogene Ausgaben aufzuwenden.

– Schließlich ist aus dem „Fahrplan für ein ressour-
ceneffizientes Europa“ noch kein hinreichender Bei-
trag zur umweltpolitischen Schwerpunktbildung für
die kommende Dekade zu erkennen. Das 7. UAP
sollte einige wenige, klar erkennbare thematische
Handlungsschwerpunkte formulieren, um begrenzte
Handlungskapazitäten Erfolg versprechend bündeln
zu können.

705. Derzeit sind vor allem drei Optionen für eine Profi-
lierung des 7. UAPs in der Diskussion: besserer Vollzug
und bessere Koordinierung der Umweltpolitik, Beitrag zur
Umsetzung und Konkretisierung des Ressourcenfahrplans
und Vermittlung des neuen Konzepts ökologischer Gren-
zen (VOLKERY et al. 2011). Von diesen Optionen ver-
spricht die Bezugnahme auf das Konzept der ökologischen
Grenzen die anspruchsvollste und der Problemlage ange-
messenste Variante. Hierbei sollte im Hinblick auf die
Zielformulierung und den konzeptionellen Rahmen auf
die Vorarbeiten des Ressourcenfahrplans zurückgegriffen
werden. Wichtig ist es dabei, einen wissensbasierten Pro-
zess zur dynamischen Fortschreibung ausgewählter mit-
telfristiger Umweltziele zu etablieren, insbesondere für
zentrale Themen wie Stickstoffeintrag, Flächeninan-
spruchnahme und Landnutzung, Wasserverfügbarkeit so-
wie die Funktionserhaltung wichtiger Ökosysteme (z. B.
Meere, Wälder, Feuchtgebiete). Ein Programm, das ledig-
lich bereits vereinbarte Ziele dokumentiert oder nur auf die
bessere Umsetzung beschlossener Maßnahmen zielt,
würde zu kurz greifen. Von einem 7. UAP sollten gut vor-
bereitete und fachlich begründete Impulse für eine verbes-
serte Umweltpolitikintegration und eine europäische
Nachhaltigkeitsstrategie ausgehen. Mit dem Bericht zur
Lage der Umwelt der Europäischen Umweltagentur exis-

tiert bereits eine Bestandsaufnahme der Grenzüberschrei-
tungen, mittelfristigen Problementwicklungen und des
Handlungsbedarfs (EEA 2007; 2010a; 2010b).

11.3.5.2 Deutschland: Ein neues 
Umweltprogramm

706. Die Bundesrepublik Deutschland hat keine ausge-
prägte Tradition einer übergreifenden Strategieentwick-
lung. Das 1971 entwickelte 1. Umweltprogramm wurde
nicht dauerhaft fortgeschrieben, auch weil ein solcher
planerisch-zukunftsorientierter Ansatz nicht in das eher
reaktive deutsche Muster der Umweltpolitik passte (SRU
2002, S. 162). Ein zweiter Anlauf, der Entwurf eines um-
weltpolitischen Schwerpunktprogramms im Jahr 1998,
wurde wegen des Regierungswechsels nicht formell vom
Bundeskabinett verabschiedet. Es wurden jedoch einige
Ziele des umweltpolitischen Schwerpunktprogramms in
der Nachhaltigkeitsstrategie von 2002 aufgegriffen und
haben damit eine deutliche Aufwertung erfahren (SRU
2000, S. 89 ff; SRU 2002, S. 162). Die faktische Bedeu-
tung der konzeptionellen Vorarbeiten für das Schwer-
punktprogramm kommt insbesondere dadurch zum Aus-
druck, dass ein in den Jahren 1996 bis 1998 aufwendig
erarbeitetes Programm 14 Jahre später noch die Zielstruk-
tur der aktuellen Nachhaltigkeitsstrategie in ihrer Um-
weltdimension prägt. Eine deutliche Aktualisierung des
Zielsystems fand durch das Energiekonzept der Bundes-
regierung (SRU 2011c) sowie durch die Nationale Strate-
gie zur biologischen Vielfalt statt (DOYLE et al. 2010;
BMU 2010; 2007). Dennoch ist das umweltpolitische
Zielsystem Deutschlands insgesamt aktualisierungsbe-
dürftig. Ein eigenständiges nationales Umweltprogramm
kann einerseits einen Beitrag zur Konkretisierung und
politischen Akzeptanz des europäischen Umweltaktions-
programms im nationalen Kontext leisten, andererseits
auch weiterreichende Impulse für die EU setzen. Die Um-
weltpolitik der Pionierstaaten war in der Vergangenheit
Voraussetzung und Vorläufer für eine anspruchsvolle
europäische Umweltpolitik (HÉRITIER et al. 1994;
ANDERSEN und LIEFFERINK 1997; JÖRGENS 2004).

707. Auch in Deutschland sollte daher das umweltpoli-
tische Zielsystem umfassend und dynamisch überarbeitet
sowie auf den aktuellen Wissensstand gebracht werden.
Eine solche Verknüpfung zwischen dem Stand der For-
schung in den relevanten Wissensbereichen und der Poli-
tik ist nach Auffassung des SRU am besten im Rahmen
eines integrierten Umweltprogramms zu realisieren. Ein
umfassendes Umweltprogramm könnte die Integration
des Umweltschutzes in relevante Politikbereiche fördern,
Wechselwirkungen zwischen verschiedenen umweltpoli-
tischen Zielen aufzeigen, die Effektivität und Umsetzung
des geplanten 7. UAPs auf der nationalen Ebene stärken
und gleichermaßen neue Impulse für die europäische und
nationale Umweltpolitik geben. Nicht zuletzt würde es
auch die Sichtbarkeit und Bedeutung der Umweltpolitik
jenseits des Klimaschutzes erhöhen und neue Impulse für
die Aktualisierung der umweltbezogenen Ziele und Indi-
katoren in der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie setzen.

Politische Strategien



384

Die letzte veröffentlichte Bestandsaufnahme von Um-
weltzielen wurde im Jahr 2000 durch das Umweltbundes-
amt erstellt (UBA 2000). Im Rahmen eines aktuellen
Forschungsprojektes (Umweltforschungsplan, Forschungs-
kennzahl UM10 17 907) erfolgt derzeit eine Sammlung
der heute bestehenden Umweltqualitäts- und Handlungs-
ziele. Diese Arbeiten sowie die Ziele, die im Rahmen von
Sektorstrategien und thematischen Umweltstrategien ent-
wickelt worden sind (z. B. Energiekonzept, nationales
Ressourceneffizienzprogramm), können als Grundlage
für ein aktualisiertes nationales Umweltprogramm ge-
nutzt werden (für eine Analyse einzelner Umweltstrate-
gien vgl. z. B. Kap. 6.3 (Waldstrategie 2020) und Kap. 10
(nationale Strategie zur biologische Vielfalt)).

11.3.6 Analyse von Sektorstrategien 
mit Umweltrelevanz

708. Sektorale Strategien im Zuständigkeitsbereich des
Landwirtschafts-, Verkehrs- oder Wirtschaftsministeriums
bieten eine Chance sektorale, zumeist wirtschaftsnahe In-
teressen und Politikpfade mit Umwelterfordernissen abzu-
gleichen und dabei möglicherweise Synergien zu entwi-
ckeln. Umwelterfordernisse werden gelegentlich aber nur
sehr selektiv aufgegriffen oder die Ministerien verfolgen
Politikansätze, die zu Problemverlagerungen führen. 

709. Mit der Vereinbarung über regelmäßige – aller-
dings freiwillige – Ressortberichte besteht grundsätzlich
ein Verfahrensinstrument der Verankerung der Ziele der
Nachhaltigkeitsstrategie in den einzelnen Ministerien
(BMU 2009; BMWi 2009; BMVBS 2009; 2011; BMBF
2009). Da jedoch bisher keine Einigkeit über die Schwer-
punkte der Ressortberichte sowie die darin abzudecken-
den Nachhaltigkeitsaspekte besteht, unterscheiden sie
sich stark in ihrer Konzeption und Ausrichtung sowie in
ihrem Verhältnis zur Nachhaltigkeitsstrategie (BERGER
und STEURER 2009). Sie zeigen, dass Umweltziele oft-
mals noch nicht systematisch genug in die zentralen und
strategischen Schwerpunktsetzungen integriert werden
(JORDAN und LENSCHOW 2010; vgl. auch STIGSON
et al. 2009, S. 59). Allein durch die integrativen Impulse
von Sektor übergreifenden Institutionen (Staatssekretärs-
ausschuss für nachhaltige Entwicklung, Nachhaltigkeits-
rat, Parlament), die auf den umfassenden Charakter nach-
haltiger Entwicklung abzielen, sind die Widerstände
derjenigen Akteure, deren Interessen in sektoralen Ent-
scheidungsstrukturen und -verfahren solide verankert
sind, oft nicht zu überwinden. Zum Teil scheinen die sek-
toralen Strategien auch als Mittel der nachträglichen Er-
klärung und Legitimierung von politischen Initiativen zu
fungieren, die aus anderen politischen und institutionellen
Prozessen hervorgegangen und nicht immer an Nachhal-
tigkeitszielen orientiert sind (VOLKERY et al. 2006,
S. 2061).

In einigen Politikbereichen werden ökologische Probleme
nicht hinreichend aufgegriffen. Dies gilt insbesondere für
den Schutz der biologischen Vielfalt, zum Beispiel in der
Waldstrategie (vgl. Kap. 6), der Politik zu den erneuerba-
ren Energien (insbesondere zur energetischen Nutzung
von Biomasse, vgl. SRU 2011c; 2007), der Verkehrspolitik

(vgl. Kap. 4) oder der Haltung der Bundesregierung zur
Reform der europäischen Agrarpolitik (vgl. SRU 2007).
Zum Teil haben die praktizierten Lösungsansätze zur
Folge, dass Probleme in andere Bereiche oder ins Ausland
verschoben werden. Darüber hinaus ist die Kohärenz zwi-
schen den einzelnen Politikbereichen bislang noch unzu-
reichend, sodass es zu nicht aufeinander abgestimmten
und gegenläufigen Handlungen kommt (z. B. umwelt-
schädliche Subventionen, vgl. UBA 2010; GRUNWALD
und KOPFMÜLLER 2006, S. 134).

So ist etwa die Förderung eines vermehrten Einsatzes von
Biokraftstoffen ein eindrückliches Beispiel für eine mit
strategischen Sektorinteressen kompatible Strategie, die
jedoch neue Umweltprobleme schafft. Mit den Ausbauzie-
len für Biokraftstoffe sind unterschiedliche Risiken der
Problemverlagerung verbunden (OECD und FAO 2011;
LABORDE 2011; BERINGER et al. 2011; BOWYER und
KRETSCHMER 2011; GOKLANY 2011; HIEDERER
et al. 2010; WBGU 2009; SRU 2007; EEA 2011). Hohe
Biokraftstoffanteile sind in der Verkehrspolitik als Ersatz
für herkömmliche, klimaschädliche Treibstoffe interes-
sant, können aber durch direkte und indirekte Landnut-
zungsänderungen zu weitreichenden sozialen und ökolo-
gischen Problemen führen. Auch eine Umstellung auf
Elektromobilität schließt Problemverlagerungen nicht aus.
Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die benötigte
Elektrizität nicht regenerativ erzeugt wird bzw. sich die
Steigerung des Anteils der erneuerbaren Energien an der
Stromversorgung durch den steigenden Stromverbrauch
verlangsamt. Die Einführung der Elektromobilität ist als
Klimaschutzmaßnahme auch dann zweifelhaft, wenn da-
mit verbunden ist, dass Anstrengungen zur Verbrauchssen-
kung herkömmlicher Fahrzeuge vernachlässigt werden.
Der massive Flächenverbrauch durch den Individualver-
kehr kann auch bei Einführung der Elektromobilität nur
gesenkt werden, wenn eine Integration in nachhaltige ur-
bane Mobilitätskonzepte gelingt (vgl. Kap. 5). Hingegen
könnten sehr anspruchsvolle Effizienzstandards für Pkw
oder eine weiterreichende Steuerung der Verkehrsmittel-
wahl Umweltentlastungen ohne Risiken der Problemver-
lagerung erreichen – diese Maßnahmen sind jedoch weit-
aus schwerer mit sektoralen Interessen in Einklang zu
bringen. Eine weitere Dimension der Problemverlagerung
entsteht durch die Verlagerung von Produktionen ins Aus-
land, so zum Beispiel in der Holzwirtschaft. Ein Großteil
des in Deutschland genutzten Holzes und der Holzpro-
dukte wird importiert (vgl. Kap. 6, Tz. 365). Die Importe
kommen zu einem erheblichen Teil aus Ländern mit gerin-
geren gesetzlichen Standards als in Deutschland und aus
nicht-nachhaltiger Waldbewirtschaftung, ein Teil davon
stammt sogar aus illegalem Einschlag (HIRSCHBERGER
2008).

710. Solche Beispiele illustrieren zum einen, dass mitt-
lerweile umweltbezogene Strategien in verschiedenen
Sektorpolitiken verankert sind, zum anderen aber, dass
Umweltthemen nur selektiv aufgegriffen werden und eine
Neuausrichtung strategischer Sektorinteressen mit Schwie-
rigkeiten verbunden ist (JACOB 2008). Die Hauptursache
hierfür liegt darin, dass ökologische Erfordernisse nicht
mit sektoralen Interessen vereinbar erscheinen. Deshalb
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stößt auch die innerbehördliche Koordination zwischen
Umwelt- und Sektorpolitik an Grenzen. Eine Beschleuni-
gung des umwelttechnischen Fortschritts kann jedoch
durch positive Rückkopplungen zwischen Politikprozess,
Innovationsgeschehen und Marktdynamik gelingen
(JÄNICKE 2010). Hier spielt das Leitbild des umweltver-
träglichen Wachstums der Bundesregierung (Bundesregie-
rung 2002, S. 110; vgl. auch Kap. 1) insofern eine wich-
tige Rolle, als es auch zu einer Neudefinition sektoraler
Interessen führen kann: Die Marktdynamik umwelt-
freundlicher Lösungen bringt Synergien mit ökonomi-
schen Interessen sowie neue politische Akteure ins Spiel,
die das sektorale Interessengefüge verändern. Die Rolle
der Branche der erneuerbaren Energien bei der Energie-
wende dürfte hierfür das aktuellste Beispiel sein (SRU
2011c, S. 193 ff. und 225). Politikinnovationen, die meist
nur in kleinen Schritten eingeführt werden, schaffen über
längere Zeiträume die Bedingungen dafür, dass sich Ver-
änderungsimpulse immer weiter verstärken. Ein neuer,
sich langfristig verstärkender Politikpfad kann entstehen,
wenn erste, noch unzureichende institutionelle Innovatio-
nen und Maßnahmen den Ruf nach weitergehenden Refor-
men auslösen und hierdurch der neue Pfad vertieft werden
kann (Policy-Feedback, vgl. PIERSON 1993; JORDAN
und RAYNER 2010).

Von besonderer Bedeutung für sektorale, umweltorien-
tierte Transformationen ist die Mobilisierung und Stär-
kung von „Pionieren des Wandels“ (WBGU 2011; zu
„Helferinteressen“ vgl. von PRITTWITZ 1990) und Ak-
teurskoalitionen, die dem traditionellen Übergewicht von
Verursacher- gegenüber Umweltschutzinteressen entge-
genwirken können. Sektorale Umweltpolitik kann dann
erfolgreich sein, wenn der Zugang von Innovateuren zu
den informellen und formellen Netzwerken der sektoralen
Politikberatung gezielt erleichtert und etablierte Akteurs-
netzwerke systematisch durchmischt werden. Auch die
Umweltpolitik kann sich hier zielgerichtet als Innova-
tionsmotor profilieren (vgl. z. B. die Ausführungen zu
Trolley-Truck-Systemen in Abschn. 4.3.5.1).

Mit wachsenden Handlungs- und Lösungskompetenzen
von Innovateuren gelingt auch die Thematisierung an-
spruchsvoller Umweltprobleme besser, weil sie als lösbar
erkannt werden (von PRITTWITZ 1990; 2011). In die-
sem Sinne kommt einer gezielten Forschungs- und
Markteinführungspolitik eine wichtige Rolle zu. Hier-
durch werden Handlungskapazitäten gestärkt, die die Vo-
raussetzungen für eine verbesserte sektorale Akzeptanz
anspruchsvoller Umweltziele schaffen. 

Neben der Wahrnehmung von Problemen und der Ausbil-
dung von Lösungskapazitäten sind politische Opportunitä-
ten und Entscheidungsgelegenheiten maßgeblich für die
Umsetzung von sektoralen Umweltstrategien (KINGDON
2011). Solche situativen Erfolgsbedingungen sind nicht
direkt steuerbar. Es ist aber von hoher Bedeutung, dass ro-
buste, nachhaltige Lösungsansätze verfügbar sind, wenn
sich günstige Konstellationen oder zeitlich begrenzte Ge-
legenheiten einstellen. Die Abkehr von der Laufzeitver-
längerung für Atomkraftwerke nach dem Unfall von Fu-
kushima ist ein interessantes Beispiel für eine solche

günstige situative Konstellation, in der auf eine vorhan-
dene Lösung zurückgegriffen werden konnte (MATTHES
2011; GLASER 2011).

Von hoher Bedeutung für die Umwelt- und Nachhaltig-
keitspolitik sind weiterhin die Strategien des Umweltsek-
tors wie das Integrierte Energie- und Klimaschutzpro-
gramm oder die nationale Strategie zur biologischen
Vielfalt. Sie tragen dazu bei, einen übergeordneten Rah-
men für die Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik zu schaf-
fen sowie den politischen Willen für die Festsetzung von
Zielen und Zeitplänen und deren Umsetzung aufzubauen.

Empfehlungen

711. Der SRU sieht folgende Ansatzpunkte, um sekto-
rale Strategien für die Bearbeitung auch anspruchsvoller
Umweltziele zu öffnen: 

– Regulativer Rahmen aufbauend auf ökologischen Leit-
planken: Basis für den Erfolg sektoraler Umweltstra-
tegien ist ein wirkungsvoller regulativer Rahmen, der
aus den politisch definierten ökologischen Leitplanken
operationale Handlungsziele und Maßnahmenpakete
ableitet. Dazu können verbindliche und überprüfbare
Grenzwerte und Indikatoren, Aktionspläne, Maßnah-
menkataloge, ökonomische Anreize sowie Evaluation
und Monitoring gehören. Ein Positivbeispiel ist die
ressortübergreifende Strategie der Bundesregierung
zur Förderung der Windenergienutzung auf See (BMU
et al. 2002), die von einem Forschungs- und Monito-
ringprozess zu den Auswirkungen auf die Biodiversi-
tät begleitet wird, dessen Informationen wiederum für
die Planung von und für Standards zur Errichtung von
Windparks genutzt werden.

– Sektorale Verantwortung für die Einhaltung ökologi-
scher Grenzen und das Erkennen von Risiken: Sowohl
der europäische Fahrplan für eine CO2-arme Wirt-
schaft (Europäische Kommission 2011a) als auch das
Energiekonzept der Bundesregierung (BMWi und
BMU 2010) zeigen exemplarisch ein schrittweises
Verfahren sektoraler Verantwortungszuweisung. Aus
dem allgemeinen Handlungsziel einer weitgehenden
Verminderung von Treibhausgasen werden sektorale
Handlungsziele abgeleitet, die Orientierung für die
Weiterentwicklung von Sektorpolitiken geben. Ein
solchermaßen systematisches Vorgehen sollte auch in
anderen umweltpolitischen Handlungsfeldern gezielt
vorangetrieben werden. Darüber hinaus sind Strate-
gien des Umweltsektors ein unverzichtbarer Bestand-
teil der Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik. Sie sind
durch langfristige Umweltqualitätsziele zu ergänzen
und mit den umweltrelevanten Fachpolitiken zu kop-
peln.

– Etablierte Strukturen transformieren bzw. stärken:
Eine wichtige institutionelle Flankierung einer schritt-
weisen Veränderung sektoraler Handlungsstrategien
sind veränderte Berichtspflichten, Evaluationsverfah-
ren sowie Verantwortungs- und Ressourcenstrukturen
(VOLKERY et al. 2006, S. 2051 ff.). Durch die Minis-
terien angefertigte Nachhaltigkeitsberichte mit res-
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sortspezifischen Zielen und fundierten Arbeitspro-
grammen sollten insbesondere darstellen, wie die
Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie systematisch in das
operative Tagesgeschäft transformiert werden und wie
eine entsprechende Allokation von Verantwortlichkei-
ten erfolgt. Die Ressortberichte sollten obligatorisch
in der Nachhaltigkeitsstrategie verankert, nach einem
einheitlichen Muster vergleichbar gestaltet und mit
verbindlichen Zielen, Maßnahmen und Zeitplänen
konkretisiert werden. Die Ministerien sollten ver-
pflichtet sein, in regelmäßigen Abständen zu berichten
und die Berichte zu veröffentlichen. Die Fortschritte
der sektoralen Nachhaltigkeitspolitik sind von unab-
hängiger Seite zu evaluieren und bei Fehlentwicklun-
gen sollten wirksame Instrumente zur Gegensteuerung
eingesetzt werden (Deutscher Bundestag 2010, S. 5).

– Innovateure stärken und Asymmetrien entgegenwir-
ken: Ökonomische Aspekte werden oft unmittelbar
von durchsetzungsstarken Interessenverbänden vertre-
ten. Dagegen werden ökologische Belange durch ver-
gleichsweise schwache Organisationen vermittelt und
vertreten (ADEN 2012; FEINDT und SARETZKI
2010). Um die Einhaltung ökologischer Ziele im ad-
ministrativen System besser zu verankern und die
Aufmerksamkeit für unerwünschte potenzielle Neben-
wirkungen von Maßnahmen in einem Politikfeld zu
verbessern, ist denjenigen Akteuren mehr Gehör zu
verschaffen, die auf solche Auswirkungen hinweisen
oder konkretes Interesse an einer Problemlösung ha-
ben. Diejenigen Kapazitäten sollten gestärkt werden,
mit denen aus systemischer Perspektive zu bevorzu-
gende Lösungen erreicht und durch die Umweltschä-
den verhindert oder beseitigt werden können. 

– Dies kann beispielsweise geschehen, indem Umwelt-
technologien gefördert, Vertreter von Umweltbelan-
gen an Entscheidungsprozessen beteiligt oder Nach-
haltigkeitsstandards gesetzt werden. Von großer
Bedeutung ist hierbei die Einbeziehung von Umwelt-
und Naturschutzverbänden, die oftmals frühzeitig auf
die Nebenfolgen einer einseitig ökonomisch ausge-
richteten Sektorstrategie hinweisen (Oswald von Nell-
Breuning-Institut für Wirtschafts- und Gesellschaft-
sethik der Philosophisch-Theologischen Hochschule
Sankt Georgen 1996). Auch können projektbezogene,
ressortübergreifende Arbeitsgruppen hilfreich sein, zu
deren Aufgaben explizit die Beachtung ökologischer
Ziele im politischen Prozess gehört. Zudem sollte die
personelle Ausstattung des Bundesumweltministeri-
ums für ressortabstimmungsrelevante Prozesse ver-
bessert werden (JACOB 2008).

– Subnationale Vorreiter: Kommunen und Bundeslän-
der können als Vorreiter fungieren. Hier werden viel-
fach innovative Konzepte entwickelt, deren mögliche
Projektion auf die nationale Ebene zu prüften ist. Bei-
spiele hierfür sind die Förderung erneuerbarer Ener-
gien im Wärmebereich durch Baden-Württemberg
(NAST et al. 2009, S. 74 ff.), zahlreiche Regionen, die
eine Elektrizitätsversorgung zu 100 % mit erneuerba-
ren Energien anstreben (SRU 2011c, S. 226), gentech-

nikfreie Regionen (PICK 2009, S. 162 ff.) oder die
beispielgebende Abfall-, Verkehrs- oder Klimapolitik
einzelner Bundesländer und Kommunen (JÖRGEN-
SEN 2002; 2008; SCHREURS 2008).

11.4 Zur Notwendigkeit von 
institutionellen Reformen

712. Strategieprozesse können im Hinblick auf eine
Ausrichtung von Regierungshandeln auf ökologische
Ziele wichtige Funktionen erfüllen. Nach Auffassung des
SRU sind jedoch weitere institutionelle Vorkehrungen nö-
tig, um Umweltinteressen im politischen Prozess zu stär-
ken.

– Umweltintegrationsklausel: Voraussetzung für die
Einhaltung ökologischer Grenzen ist, dass Umweltpo-
litik nicht nur vom Umweltressort gemacht wird, son-
dern dass auch Entscheidungen in anderen, verursa-
chernahen Politikfeldern mit Rücksicht auf die
Umwelt getroffen werden. Dies gilt gerade auch ange-
sichts der Tatsache, dass ökologische Grenzen inzwi-
schen in mehreren Bereichen erreicht sind oder in ab-
sehbarer Zeit erreicht werden (vgl. Abschn. 1.2.4).
Um die Wahrnehmung von Umweltschutz als Quer-
schnittsaufgabe zu fördern, ist es aus Sicht des SRU
sinnvoll, das Ziel der Integration von Umweltschutz in
alle Politikbereiche verfassungsrechtlich zu veran-
kern, wie es auf europäischer Ebene bereits gelungen
ist (vgl. Abschn. 11.2.1). Angelehnt an die Quer-
schnittsklausel des Artikels 11 AEUV könnte eine sol-
che (verfassungs-)rechtliche Verpflichtung in einem
neuen Artikel 20a Absatz 2 GG wie folgt formuliert
werden: „Die Erfordernisse des Umweltschutzes müs-
sen bei der Festlegung und Durchführung aller staat-
lichen Politiken und Maßnahmen, insbesondere im
Interesse künftiger Generationen, berücksichtigt wer-
den. Insoweit haben Bundesregierung und Bundestag
geeignete institutionelle und organisatorische Vorkeh-
rungen zu treffen.“

– Initiativrecht des Umweltministeriums in anderen Ge-
schäftsbereichen: Der SRU spricht sich dafür aus, dem
Umweltministerium ein Initiativrecht außerhalb des
eigenen Geschäftsbereiches zu geben, um umweltpoli-
tische Initiativen in anderen Politikbereichen anzusto-
ßen. Dies könnte den Handlungsspielraum und Ein-
fluss des Umweltministeriums deutlich stärken. Nach
§ 15a der Geschäftsordnung der Bundesregierung be-
sitzt bereits das Ministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend ein solches Initiativrecht in Ange-
legenheiten von frauenpolitischer Bedeutung.

– Suspensives Widerspruchsrecht des Umweltministe-
riums: Darüber hinaus könnte dem Umweltminister ein
suspensives Widerspruchsrecht im Kabinett zukom-
men, wenn es um Fragen von erheblicher ökologischer
Bedeutung geht. Nach § 26 der Geschäftsordnung der
Bundesregierung besitzt bereits der Bundesfinanz-
minister das Recht, in Fragen von finanzieller Bedeu-
tung Widerspruch gegen einen Beschluss der Bundes-
regierung einzulegen. Es kann allerdings in einer
weiteren Sitzung überstimmt werden (Absatz 1). Das
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Gleiche gilt für den Justiz- und den Innenminister, hier
allerdings nur, wenn der Widerspruch mit einer Un-
vereinbarkeit mit bestehendem Recht begründet wird
(Absatz 2). Ein solches suspensives Widerspruchs-
recht wird schon seit längerem in der wissenschaftli-
chen Literatur diskutiert (CALLIESS 2001, S. 515 ff.;
JACOB und VOLKERY 2007; MÜLLER 1995; 2002;
PEHLE 1998) und ist gerade auch in Analogie zur
Haushaltspolitik gut zu begründen. Auch hinsichtlich
der Einhaltung ökologischer Grenzen geht es um eine
institutionalisierte Vorkehrung, die gewährleisten soll,
dass das Regierungshandeln ein politisch vorgegebe-
nes Budget respektiert. Die Effektivität eines solchen
Instrumentes steht freilich in Wechselwirkung mit
dem gesellschaftlichen Stellenwert der Erhaltung na-
türlicher Lebensgrundlagen. Es ist dabei nicht davon
auszugehen, dass das Widerspruchsrecht regelmäßig
ausgeübt wird – dies ist auch bisher nicht der Fall
(BUSSE und HOFMANN 2010, S. 87). Vielmehr soll
eine antizipative Wirkung erzielt werden, das heißt,
das suspensive Widerspruchsrecht soll einen weiteren
Ansatz für einen frühzeitigen konstruktiven Dialog
mit dem Umweltministerium geben und dessen Ver-
handlungsmacht in ökologisch besonders bedeutsa-
men Angelegenheiten stärken (MÜLLER 1995;
PEHLE 1998). Es kann gleichzeitig aber auch als Auf-
trag an das Umweltministerium verstanden werden,
Vorhaben anderer Ressorts mit mehr Nachdruck und
Aufmerksamkeit zu prüfen. Falls der Umweltminister
von seinem Widerspruchsrecht im Einzelfall tatsäch-
lich Gebrauch macht, hätte das Instrument lediglich
zur Folge, dass eine Entscheidung verschoben, nicht
aber, dass sie blockiert wird. Sowohl das Initiativ- als
auch das suspensive Widerspruchsrecht für den Um-
weltminister könnten durch einfachen Regierungsbe-
schluss eingeführt werden.

– Interministerielle Arbeitsgruppe „Natur- und Umwelt-
schutz“: Im Zuge eines Mainstreamings ökologischer
Themen setzen sich auch andere Ressorts als das Um-
weltministerium zunehmend mit ökologischen He-
rausforderungen auseinander (vgl. Tz. 666). Hierdurch
entstehen Abstimmungserfordernisse, die nicht aus-
schließlich im Rahmen von Strategieprozessen erfüllt
werden können, sondern auch institutionellen Nieder-
schlag finden müssen. Um eine intensivere und früh-
zeitige Koordination zwischen den Ressorts zu ermög-
lichen und einen Abgleich von Ressortaktivitäten mit
übergreifenden Umweltqualitätszielen zu erlauben,
könnte eine interministerielle Arbeitsgruppe (IMA)
„Natur- und Umweltschutz“ unter Federführung des
BMU ins Leben gerufen werden. Daran sollten alle
Ministerien beteiligt sein, deren Aktivitäten unmittel-
bar oder mittelbar einen erheblichen Einfluss auf den
Zustand der Umwelt haben, wie beispielsweise die
Bundesministerien für Wirtschaft und Verkehr. Auf-
gabe der interministeriellen Arbeitsgruppe wäre es,
die Verwirklichung der prioritären Umweltschutzziele
der Bundesregierung – wie sie in einem integrierten
Umweltprogramm festgeschrieben sein sollten (Ab-
schn. 11.3.5.2) – in den entsprechenden Ressorts zu
begleiten. Sie sollte dem Bundeskabinett regelmäßig

darüber berichten, ob ökologische Ziele – wie bei-
spielsweise in den Bereichen Klimaschutz, Arten-
schutz und Ressourcenschonung – eingehalten wer-
den. Die bestehende IMA „Umsetzung der Nationalen
Strategie zur biologischen Vielfalt“ könnte in eine sol-
che erweiterte IMA „Natur- und Umweltschutz“ inte-
griert werden.

– Mobilität von Mitarbeitern der Bundesbehörden: Das
querschnittsorientierte Arbeiten innerhalb der Bundes-
regierung ist darüber hinaus dadurch zu verbessern,
dass Mitarbeiter verstärkt dazu motiviert werden, in
sinnvollen Zeitabständen ihre Positionen innerhalb
und zwischen den Ministerien zu wechseln. Die deut-
sche Bundesverwaltung zeichnet sich – beispielsweise
im Vergleich zur Verwaltung der EU und in angelsäch-
sischen Ländern – durch eine hohe fachliche Speziali-
sierung und relativ geringe Mobilität zwischen den
Ressorts aus. Das damit verbundene Problem ressort-
loyaler „Fachbrüderschaften“ als mentale Barriere für
integrative Problemlösungsansätze ist kritisch analy-
siert worden (HEY 1998, S. 52).

– Umweltbezogenes Subventionscontrolling: Ein weite-
rer wichtiger Ansatzpunkt für ein ökologisches Main-
streaming innerhalb des Regierungsapparates ist die
Bewertung der Umweltverträglichkeit bei Haushaltsent-
scheidungen. Prioritär sollten bestehende umweltschäd-
liche Subventionen überprüft und abgebaut werden. Da-
für eignet sich ein systematisches umweltbezogenes
Subventionscontrolling, wie es vom Umweltbundes-
amt vorgeschlagen wurde (UBA 2010).

– Umweltfreundliche öffentliche Beschaffung: Beste-
hende Bemühungen, das Instrument der öffentlichen
Beschaffung zur Förderung von Umweltzielen einzu-
setzen, sollten fortgeführt und intensiviert werden. Ein
Beispiel dafür ist die Anpassung der Vergabeverord-
nung des Bundes, die nunmehr vorsieht, dass Produkte
und Dienstleistungen beschafft werden, die im Hin-
blick auf ihre Energieeffizienz die höchsten Leistungs-
niveaus haben und zur höchsten Effizienzklasse gehö-
ren. Solche Vorgaben sollten verstärkt auch in anderen
Bereichen sowie auf Ebene der Länder und Kommu-
nen gemacht werden.

– Vertikale Integration: Die Einhaltung ökologischer
Grenzen ist eine Aufgabe, die von Bund, Ländern und
Kommunen gemeinsam wahrgenommen werden muss.
Die fachliche Zusammenarbeit in etablierten Bund-
Länder-Gremien (v. a. im Rahmen der Umweltminis-
terkonferenz) sollte stärker auch die übergreifenden
und strategischen Fragen des Umweltschutzes thema-
tisieren. Darüber hinaus ist auch in der Nachhaltig-
keitspolitik eine engere Kooperation zwischen Bund
und Ländern notwendig. Ansätze für eine intensivere
Zusammenarbeit der Regierungszentralen im Rahmen
der Nachhaltigkeitsstrategie bestehen bereits seit 2008
(Bundesregierung 2012, S. 58 f.). In einer ad hoc zu-
sammentretenden „AG Nachhaltigkeit“ hatten sich
zeitweise Vertreter der Länder (Staats- und Senats-
kanzleien sowie Umweltressorts) mit Vertretern des
Bundes (Bundeskanzleramt sowie einzelne Ressorts)
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über wichtige Themenbereiche ausgetauscht. Dazu ge-
hörten insbesondere Nachhaltigkeitsindikatoren und
-ziele, die nachhaltige öffentliche Beschaffung und die
Reduzierung der Flächeninanspruchnahme. Diese Zu-
sammenarbeit sollte nach Auffassung des SRU in ei-
ner fest etablierten Bund/Länder-Arbeitsgruppe Nach-
haltigkeit auf Ebene der Staats- und Senatskanzleien
unter der Federführung des Bundeskanzleramts verste-
tigt werden. Die Bundesländer sollten erwägen, ob die
hier für die Bundesebene vorgeschlagenen Instru-
mente (verfassungsrechtliche Querschnittsklausel, Ini-
tiativ- und Widerspruchsrecht des Umweltministers,
integriertes Umweltprogramm, interministerielle Ar-
beitsgruppe, umweltbezogenes Subventionscontrol-
ling, umweltfreundliche öffentliche Beschaffung und
Förderung der Mobilität der Mitarbeiter) auch auf
Landesebene sinnvoll eingeführt werden können, um
die Integration von Umweltbelangen in den Bundes-
ländern und damit auch in der Bund-Länder-Zusam-
menarbeit zu fördern.

11.5 Zusammenfassung

713. Angesichts von globalem Bevölkerungswachs-
tum, fortschreitender Industrialisierung der Schwellen-
länder und andauerndem Wirtschaftswachstum in Indus-
trieländern werden weltweit enorme Anstrengungen
notwendig sein, um Entwicklungspfade einzuschlagen,
die folgenreiche Überschreitungen ökologischer Grenzen
vermeiden (EEA 2010b; REID et al. 2005; IPCC 2007).
Ein solcher Prozess birgt enorme, auch politische Heraus-
forderungen, die noch kaum in einer breiteren gesell-
schaftlichen Debatte reflektiert werden. Im vorliegenden
Kapitel identifiziert der SRU drei Ansatzpunkte für eine
nationale und europäische Politik zur Einhaltung ökologi-
scher Grenzen: eine Stärkung von Schnittstellen zwischen
Wissenschaft und Politik, eine Orientierung von politi-
schen Strategien an Umweltqualitätszielen und die Stär-
kung umweltpolitischer Institutionen.

Stärkung von Schnittstellen zwischen
Wissenschaft und Politik

714. Die Identifizierung und Thematisierung von ökolo-
gischen Grenzen findet an den Schnittstellen zwischen
Wissenschaft und Politik statt. Auf globaler Ebene bilden
sich nach dem Vorbild des Intergovernmental Panel on
Climate Change (IPCC) auch in anderen Umweltberei-
chen Institutionen der wissenschaftlichen Politikberatung
heraus, die solche Prozesse anstoßen können (vgl. Kap. 1,
Tz. 84). Auf nationaler und europäischer Ebene sind nach
Auffassung des SRU keine neuen Institutionen erforder-
lich, sondern bestehende Strategien sollten in diesem
Sinne weiterentwickelt werden:

– Die Entwicklung des 7. UAPs sollte als wissensbasier-
ter Prozess zur dynamischen Fortschreibung mittelfris-
tiger Umweltziele angelegt sein. Es sollte die Wechsel-
wirkungen zwischen verschiedenen Umweltbereichen
– zum Beispiel Klimaschutz und Naturschutz – pro-
grammatisch abbilden und umweltpolitische Schwer-
punkte setzen, um begrenzte Handlungskapazitäten zu
bündeln. 

– In Deutschland sollte das umweltpolitische Zielsystem
umfassend überarbeitet und dynamisch an den aktuel-
len Wissensstand angepasst werden. Eine solche Ver-
knüpfung zwischen dem Stand der Forschung in den
relevanten Wissensbereichen und der Politik ist nach
Auffassung des SRU am besten im Rahmen eines inte-
grierten Umweltprogramms zu realisieren. Ein umfas-
sendes Umweltprogramm könnte die Integration des
Umweltschutzes in relevante Politikbereiche fördern,
Wechselwirkungen zwischen verschiedenen umwelt-
politischen Zielen aufzeigen, die Effektivität und Um-
setzung des geplanten 7. UAPs auf der nationalen
Ebene stärken und gleichermaßen neue Impulse für
die europäische und nationale Umweltpolitik geben.
Grundlage eines aktualisierten nationalen Umweltpro-
gramms sollten dabei unter anderem die relevanten
Sektorstrategien und thematischen Umweltstrategien
bilden (z. B. Energiekonzept, nationale Strategie für
biologische Vielfalt, nationales Ressourceneffizienz-
programm).

Orientierung von politischen Strategien
an Umweltqualitätszielen

715. Auch politische Strategien außerhalb des Umwelt-
ressorts können einen wichtigen Beitrag dazu leisten, die
Politikentwicklung stärker auf ökologische Belastungs-
grenzen auszurichten. Dazu ist es jedoch unbedingt erfor-
derlich, dass sie einen Bezug zu mittel- und langfristigen
ökologischen Zielsetzungen herstellen. Übergreifende
Prozesse wie die Europa 2020-Strategie und die deutsche
Nachhaltigkeitsstrategie bieten eine wichtige Orientie-
rungsfunktion für nationale und europäische Politikpro-
zesse. Insbesondere formulieren sie einen Referenzrah-
men für den allgemeinen umweltpolitischen Diskurs. Die
zu beobachtende Dominanz des Diskursrahmens der grü-
nen Ökonomie in vielen dieser Prozesse (vgl. Tz. 681) ist
jedoch dann problematisch, wenn sie eine unzulässige
Verengung der Legitimation des Umweltschutzes auf den
ökonomischen Nutzen mit sich bringt.

Es muss weiterhin die Aufgabe von Nachhaltigkeitsstrate-
gien sein, den Rahmen für einen langfristigen, integrieren-
den, auf quantitative Ziele ausgerichteten und partizipati-
ven Strategieprozess zu bieten, der auch entsprechende
Monitoring- und Evaluationsprozesse beinhaltet. Dabei
müssen Nachhaltigkeitsstrategien zunehmend wieder auf
die ökologischen Belastungsgrenzen und ihre Unterschrei-
tung refokussiert werden. Die grüne Ökonomie sollte als
ein Instrument zur Erreichung nachhaltiger Entwicklung
angesehen werden. In diesem Sinne kommt der SRU zu
folgenden Empfehlungen:

– Die europäische Nachhaltigkeitsstrategie sollte als
übergeordnete Langfriststrategie fortgeschrieben wer-
den, nicht zuletzt um die Kontinuität der im Kontext
der Strategie entstandenen Institutionen und Akteurs-
netzwerke auf europäischer und nationaler Ebene si-
cherzustellen.

– Bei der Fortschreibung der nationalen Nachhaltigkeits-
strategie sollte in Zukunft das Ziel der Erhaltung der
natürlichen Lebensgrundlagen stärkeren Niederschlag
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im Nachhaltigkeitsmodell sowie im Indikatoren- und
Zielsystem finden. Die Nachhaltigkeitsprüfung sollte
gestärkt, besser in den Politikformulierungsprozess in-
tegriert und langfristig in Richtung einer integrierten
Folgenabschätzung nach Vorbild des europäischen Im-
pact-Assessment-Verfahrens fortentwickelt werden.

– Sektorale Strategien mit Umweltrelevanz sollten einen
stärkeren und systematischeren Bezug zu Umweltqua-
litäts- und Umwelthandlungszielen herstellen, um zu
vermeiden, dass der Fokus auf isolierte, technische
Lösungen gesetzt wird, die zu einer Problemverlage-
rung führen oder quantitativ hinter den notwendigen
Verbesserungen zurückbleiben.

Stärkung umweltpolitischer Institutionen

716. Wesentliches Hemmnis für den Schutz der Umwelt
bleibt die strukturelle Durchsetzungsschwäche von dis-
persen, langfristigen Umweltinteressen der Allgemeinheit
im Vergleich zu relativ konzentrierten und politisch gut
repräsentierten Verursacherinteressen. Auch wenn dieser
Gegensatz durch das anhaltende Wachstum von Märkten
für Umwelt- und Effizienztechnologien abgeschwächt
wird, bleibt es notwendig, Umweltschutz und Langfristin-
teressen institutionell zu stärken. Ansatzpunkte dafür
könnten nach Auffassung des SRU die folgenden sein:

– eine Umweltintegrationsklausel nach europäischem
Vorbild, durch die das Ziel der Berücksichtigung von
Umweltbelangen in allen Politikbereichen verfas-
sungsrechtlich verankert wird,

– ein Initiativrecht des Umweltministeriums in anderen
Geschäftsbereichen, um umweltpolitische Initiativen
in anderen Politikbereichen anzustoßen,

– ein suspensives Widerspruchsrecht des Umweltminis-
ters im Kabinett bei Fragen von erheblicher ökologi-
scher Bedeutung,

– eine interministerielle Arbeitsgruppe „Natur- und Um-
weltschutz“, die eine intensivere und frühzeitigere Ko-
ordination zwischen den Ressorts ermöglicht und vor
allem einen Abgleich von Ressortaktivitäten mit über-
greifenden Umweltqualitätszielen erlaubt,

– eine Förderung der Mobilität von Mitarbeitern der
Bundesbehörden, sowohl innerhalb als auch zwischen
den einzelnen Einrichtungen,

– ein umweltbezogenes Subventionscontrolling,

– die Förderung einer umweltfreundlichen öffentlichen
Beschaffung sowie

– die Umsetzung von Integrationsmechanismen auf der
Ebene der Bundesländer.
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